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Karben, 11.08.2022 
 

Federführung: Fachbereich 1 Zentrale Dienste, 
Öffentlichkeitsarbeit 

Vorlagen-Nummer: 
FB 1/563/2021-2026 

AZ.:  

Bearbeiter: Hans-Jürgen Schenk 

Verfasser    

 
 

Beratungsfolge Termin  

Stadtverordnetenversammlung 23.09.2022  

 
 
 
Gegenstand der Vorlage 
Wahl einer Schriftführerin der Stadtverordnetenversammlung 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wählt Frau Alicia Wiedelmann zu ihrer 
Schriftführerin. 
.  
 
Sachverhalt: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung hat in der konstituierenden Sitzung der 
Wahlperiode 2021 – 2026 am 23.04.2021 ihre Schriftführer/innen und 
Stellvertretungen gewählt. 
 
Der Schriftführer Christian Lenz hat sein Arbeitsverhältnis bei der Stadt Karben 
beendet und steht nicht mehr zur Verfügung. Seine Stelle besetzt zum 01.09.2022 
Frau Alicia Wiedelmann. 
 
Die Wahl ist als Mehrheitswahl durchzuführen (§ 55 Abs. 3 und 5 HGO). 
 
Sofern niemand widerspricht, kann offen durch Handaufhaben abgestimmt werden. 
 
  
 
Finanzierung:  
 
Finanzielle Auswirkungen: keine € 
 

HH 2022  Produkt:  

Bisher 
angeordnet 
und beauftragt 

 Kostenstelle: 
Sachkonto: 

 

Noch 
verfügbar 

 I-Nr  

 

Sofern der Planansatz überschritten wird, ist unter Sachverhalt bzw. Begründung ein 
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Deckungsvorschlag anzugeben 

Bei Aufträgen ab 10.000€ ist das Formular “Erfassung Bestellungen / Aufträge” 
beizulegen (gilt nicht für Eigenbetriebe). 

 
Darstellung der Folgekosten: 
 
 
 
 
Anlagenverzeichnis: 
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Karben, 06.09.2022 
 

Federführung: Fachbereich 1 Zentrale Dienste, 
Öffentlichkeitsarbeit 

Vorlagen-Nummer: 
FB 1/608/2021-2026 

AZ.: I/1/084.10 

Bearbeiter: Alicia Wiedelmann 

Verfasser Alicia Wiedelmann  

 
 

Beratungsfolge Termin  

Magistrat 19.09.2022  
Haupt- und Finanzausschuss 21.09.2022  
Stadtverordnetenversammlung 23.09.2022  

 
 
 
Gegenstand der Vorlage 
Wahl eines Ortsgerichtsschöffen für den Ortsgerichtsbezirk Karben 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Für den Ortsgerichtsbezirk Karben wird: 
 
Herr Karl-Adolf Jakob, 
wohnhaft Pestalozzistr. 2, 61184 Karben 
 
für eine Amtszeit von fünf Jahren vorgeschlagen. 
 
 
Sachverhalt: 
 
Die Amtszeit von Herrn Jakob läuft aus. Herr Jakob hat sich bereiterklärt, für eine 
weitere Amtszeit das Amt des Ortsgerichtsschöffen anzunehmen. Nach § 7 des 
Ortsgerichtsgesetzes (OrtsGG) werden Ortsgerichtsmitglieder auf Vorschlag der 
Gemeinde von dem Direktor des Amtsgerichtes Frankfurt auf die Dauer von zehn 
Jahren ernannt.  
 
Die Amtszeit kann auf fünf Jahre begrenzt werden, wenn der Vorgeschlagene bereits 
das 65. Lebensjahr vollendet hat. Dies trifft auf Herrn Jakob zu. Die letzte Amtszeit 
betrug ebenfalls 5 Jahre. 
 
Gemäß § 8 OrtsGG dürfen nur Personen ernannt werden, die allgemeines Vertrauen 
genießen, sowie lebenserfahren und unbescholten sind. Sie sollten mit der 
Schätzung von Grundstücken vertraut sein. 
 
Diese Voraussetzungen erfüllt der vorgeschlagene Herr Jakob.  
 
Für die Wahl ist eine Zustimmung von mehr als der Hälfte der gesetzlichen Zahl der 
Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung erforderlich. Wenn niemand 
widerspricht, kann durch Zuruf oder Handheben abgestimmt werden.  
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Finanzierung:  
 
Finanzielle Auswirkungen:   € 
 

HH 2022  Produkt:  

Bisher 
angeordnet 
und beauftragt 

 Kostenstelle: 
Sachkonto: 

 

Noch 
verfügbar 

 I-Nr  

 

Sofern der Planansatz überschritten wird, ist unter Sachverhalt bzw. Begründung ein 
Deckungsvorschlag anzugeben 

Bei Aufträgen ab 10.000 € ist das Formular “Erfassung Bestellungen / Aufträge” 
beizulegen (gilt nicht für Eigenbetriebe). 

Bei Aufträgen ab 50.000 € ist das Formular „Folgekostenberechnung“ beizulegen. 

 
Darstellung der Folgekosten: 
 
 
 
 
Anlagenverzeichnis: 
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Karben, 01.09.2022 
 

Federführung: Fachbereich 7 Soziales, Senioren, 
Jugend, Kultur und Sport 

Vorlagen-Nummer: 
FB 7/579/2021-2026 

AZ.:  

Bearbeiter: Susanne Schubert 

Verfasser Susanne Schubert  

 
 

Beratungsfolge Termin  

Magistrat 05.09.2022  
Ausschuss für Jugend, Soziales 
und Kultur 

  

Stadtverordnetenversammlung   

 
 
 
Gegenstand der Vorlage 
Ehrenamtliche/r Beauftragte/r für Menschen mit Behinderungen; hier: Wahl 
 
Beschlussvorschlag: 
 
wird in der Sitzung erarbeitet. 
 
 
Sachverhalt: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Karben hat in ihrer Sitzung am 
07.07.2022 die Satzung für die Wahl und die Aufgaben für ehrenamtliche Beauftragte 
für die Belange von Menschen mit Behinderung der Stadt Karben beschlossen. 
 
Am 19.08.2022 wurde auf der Homepage der Stadt Karben ein Aufruf für 
Bewerbungen um dieses Ehrenamt veröffentlicht. Gleichfalls wurde per PM ein 
Aufruf gestartet. 
 
Die Frist für die Abgabe einer Bewerbung läuft noch bis einschl. 05.09.2022. 
 
Gem. § 2 der Satzung wird der/die Beauftragte nach § 55 Hessische 
Gemeindeordnung (HGO) gewählt. 
 
Da die Bewerbungsfrist zum Zeitpunkt der Erstellung der Vorlage noch läuft, ist der 
Beschlussvorschlag in der Sitzung des Magistrates zu erarbeiten. 
 
 
Finanzierung:  
 
Finanzielle Auswirkungen:   840,00 € (Aufwandsentschädigung) 
 

HH 2022  Produkt:  

Bisher 
angeordnet 

 Kostenstelle: 
Sachkonto: 
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und beauftragt 

Noch 
verfügbar 

 I-Nr  

 

Sofern der Planansatz überschritten wird, ist unter Sachverhalt bzw. Begründung ein 
Deckungsvorschlag anzugeben 

Bei Aufträgen ab 10.000 € ist das Formular “Erfassung Bestellungen / Aufträge” 
beizulegen (gilt nicht für Eigenbetriebe). 

Bei Aufträgen ab 50.000 € ist das Formular „Folgekostenberechnung“ beizulegen. 

 
Darstellung der Folgekosten: 
 
 
 
 
Anlagenverzeichnis: 
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Karben, 25.08.2022 
 

Federführung: Fachbereich 2 Finanzen 
Vorlagen-Nummer: 
FB 2/578/2021-2026 

AZ.: I/2.1 Da/Kb 

Bearbeiter: Kristin Bange 

Verfasser    

 
 

Beratungsfolge Termin  

Magistrat 05.09.2022  
Haupt- und Finanzausschuss   
Stadtverordnetenversammlung   

 
 
 
Gegenstand der Vorlage 
Ortsrecht der Stadt Karben, hier: Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer, 
Änderung 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der in der Anlage beigefügte Text wird als Satzung über die Erhebung einer 
Hundesteuer im Gebiet der Stadt Karben beschlossen (Streichung § 7 Abs. 4). 
 
 
Sachverhalt: 
 
Im Jahr 2017 wurde in der Hundesteuersatzung der Stadt Karben u.a. § 7 Abs. 4 neu 
eingefügt. 
 
Gem. § 7 Abs. 4 der Hundesteuersatzung kann für gefährliche Hunde (gem. § 5 Abs. 
3) auf Antrag die jährliche Steuer ermäßigt werden. Voraussetzung dafür ist, dass 
kein Mensch gebissen wurde und der Hund mit der/dem Halterin/Halter die 
Begleithundeprüfung oder eine gleich- oder höherwertige Prüfung entsprechend den 
Richtlinien des VDH, abgenommen von einer/einem durch den VDH anerkannten 
Prüferin/Prüfer, bestanden hat. 
 
§ 8 Nr. 1 der Hundesteuersatzung hingegen besagt, dass nur für Hunde eine 
Steuerbefreiung bzw. Steuerermäßigung gewährt werden kann, wenn diese keine 
gefährlichen Hunde im Sinne der Hundesteuersatzung sind. 
 
Die Regelung des § 7 Abs. 4 könnte wegen der Widersprüchlichkeit zur Regelung 
des § 8 Nr. 1 unwirksam sein. Außerdem ist die Rechtmäßigkeit der Regelung wegen 
der Verleihung öffentlicher Gewalt an Dritte ohne gesetzliche Grundlage (Abnahme 
der Begleithundeprüfung von einem durch den VDH anerkannten Prüfer) fraglich. 
Daher wird die ersatzlose Streichung des § 7 Abs. 4 vorgeschlagen  
 
 
Finanzierung:  
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Finanzielle Auswirkungen:   € 
 

HH 2020  Produkt:  

Bisher 
angeordnet 
und beauftragt 

 Kostenstelle: 
Sachkonto: 

 

Noch 
verfügbar 

 I-Nr  

 

Sofern der Planansatz überschritten wird, ist unter Sachverhalt bzw. Begründung ein 
Deckungsvorschlag anzugeben 

Bei Aufträgen ab 10.000 € ist das Formular “Erfassung Bestellungen / Aufträge” 
beizulegen (gilt nicht für Eigenbetriebe). 

Bei Aufträgen ab 50.000 € ist das Formular „Folgekostenberechnung“ beizulegen. 

 
Darstellung der Folgekosten: 
 
 
 
 
Anlagenverzeichnis: 
 
Satzungstext ALT (2017) mit Änderungsvorschlägen 
 
Satzungstext NEU (2022) 
 
 
 
 
 



Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer 
im Gebiet der Stadt Karben 

 
 
Aufgrund der §§ 5 und 51 der Hessischen Gemeindeordnung i. d. F. der Bekanntmachung vom 
07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 24.03.2010  
11.12.2020 (GVBI: I S 119 915), der §§ 1, 2 und 7 des Gesetzes über kommunale Abgaben vom 
17.3.1970 (GVBl. I S. 225), zuletzt geändert durch Artikel 7 b 1 des Gesetzes zur Änderung der 
Hessischen Gemeindeordnung und anderer Gesetze vom 31.1.2005 28.05.2018 (GVBl. I S. 54 
247) hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Karben am 15.12.2017 23.09.2022 die 
folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer 
im Gebiet der Stadt Karben 

 
 

§ 1 
 

Steuergegenstand 
 
 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden durch natürliche Personen im Stadtgebiet. 
 
 

§ 2 
 

Steuerpflicht  
 
(1) Steuerschuldnerin oder Steuerschuldner ist die Halterin oder der Halter eines Hundes. 
 
(2) Hundehalterin oder Hundehalter ist, wer einen Hund im eigenen Interesse oder im Interesse 

eines Haushaltsangehörigen im eigenen Haushalt aufnimmt.  
Als Halterin oder Halter gilt auch, wer einen Hund länger als zwei Monate gepflegt, unter-
gebracht oder auf Probe oder zum Anlernen gehalten hat. 

 
(3) Alle in einen Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Halterinnen oder Haltern 

gemeinsam gehalten. 
 
(4) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen oder mehrere Hunde, so sind sie 

Gesamtschuldner der Steuer. 
 
 

§ 3 
 

Entstehung und Ende der Steuerpflicht 
 
(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem 1. des Monats, in dem ein Hund in einen Haushalt aufge-

nommen wird. Bei Hunden, die der Halterin oder dem Halter durch Geburt von einer von ihr 
oder von ihm gehaltenen Hündin zuwachsen, beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. des Monats, 
in dem der Hund drei Monate alt wird. In den Fällen des § 2 Abs. 2 Satz 2 beginnt die 
Steuerpflicht mit dem 1. des Monats, in dem der Zeitraum von zwei Monaten überschritten 
worden ist. 

 
(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die Hundehaltung beendet 

wird.  
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§ 4 
 

Erhebungszeitraum, Entstehung der Steuer 
 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 
 
(2) Entsteht oder endet die Steuerpflicht im Laufe eines Kalenderjahres, so ist die Steuer 

anteilmäßig auf volle Monate zu berechnen. 
 
 

§ 5 
 

Steuersatz 
 

(1) Die Steuer beträgt jährlich 
 

 für den ersten Hund  50,00 EURO, 
für den zweiten Hund  70,00 EURO, 
für jeden dritten und jeden weiteren Hund        100,00 EURO. 

 
(2) Hunde, für die Steuerbefreiung nach § 6 gewährt wird, sind bei der Berechnung der Anzahl 

der Hunde nicht anzusetzen. Hunde, für die Steuerermäßigung nach § 7 gewährt wird, 
gelten als erste Hunde. 

 
(3) Abweichend von Abs. 1 beträgt die Steuer für einen gefährlichen Hund im Sinne des Abs. 4 

und 5 jährlich 500,00 EURO. Die Einstufung im Sinne des Abs. 4 Nr. 2 bis 4 erfolgt ab 
Beginn des Monats, in dem der Einstufungsgrund stattgefunden hat. 

 
(4) Als gefährliche Hunde gelten: 

 
1. Hunde, die durch Zucht, Haltung, Ausbildung oder Abrichtung eine über das natürliche 

Maß hinausgehende Kampfbereitschaft, Angriffslust, Schärfe oder eine andere in ihren 
Wirkungen vergleichbare, mensch- oder tiergefährdende Eigenschaft besitzen, 

 
2. Hunde, die einen Menschen gebissen oder in Gefahr drohender Weise angesprungen 

haben, sofern dies nicht aus begründetem Anlass geschah, 
 

3. Hunde, die ein anderes Tier durch Biss geschädigt haben, ohne selbst angegriffen 
worden zu sein, oder die einen anderen Hund trotz dessen erkennbarer artüblicher 
Unterwerfungsgestik gebissen haben, 

 
4. Hunde, die durch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie unkontrolliert andere Tiere 

hetzen oder reißen. 
 

(5) Solche gefährlichen Hunde sind insbesondere Hunde folgender Rassen und Gruppen 
sowie deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden:  

 

1. Pitbull-Terrier oder American Pitbull Terrier,  

2. American Staffordshire-Terrier oder Staffordshire Terrier,  

3. Staffordshire-Bullterrier,  

4. Bullterrier,  

5. American Bulldog,  

6. Dogo Argentino,  

7. Fila Brasileiro,  
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8. Kangal (Karabash),  

9. Kaukasischer Owtscharka und  

10. Rottweiler; dies gilt nicht, soweit Hunde dieser Rasse schon vor dem 31.12.2008 
gehalten wurden oder Nachkömmlinge dieser Rasse am 31.12.2008 bereits erzeugt 
waren und ihre Haltung durch die Halterin oder den Halter bis spätestens 30.06.2009 
bei dem Bürgermeister der Stadt Karben als örtlicher Ordnungsbehörde schriftlich 
angezeigt worden ist. 

 
 

§ 6 
 

Steuerbefreiungen 
 
(1) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für Hunde, die ausschließlich dem Schutz und der 

Hilfe blinder, tauber oder sonst hilfloser Personen dienen. 
 

Sonst hilflose Personen sind solche Personen, die einen Schwerbehindertenausweis mit den 
Merkzeichen „B“, „BL“, „aG“, „GL“ oder „H“ besitzen. 

 
(2) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für 
  

1. Diensthunde von Polizei- und Zollbeamten, wenn diese auf Weisung des Dienstherrn in 
den Haushalt aufgenommen werden, auf Kosten des Dienstherrn angeschafft wurden und 
in dessen Eigentum verbleiben und die Unterhaltskosten im wesentlichen aus öffentlichen 
Mitteln bestritten werden, 

 
2. Hunde, die ausschließlich zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung von Einnahmen zu 

erwerbswirtschaftlichen Zwecken gehalten werden. Eine Haltung ausschließlich zur 
Erwerbung, Sicherung und Erhaltung von Einnahmen zu erwerbswirtschaftlichen Zwecken 
liegt insbesondere vor bei der Haltung  

 
a) von Gebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl, welche ausschließlich für die 

Bewachung von Herden verwendet werden, 
b) von Hunden durch Personen, die gewerbsmäßig mit Hunden handeln und dieses 

Gewerbe angemeldet haben. 
 

(3) Steuerbefreiung wird auf Antrag auch gewährt für  
 

a) Hunde, die in Einrichtungen von Tierschutz- oder ähnlichen Vereinen vorüber-
gehend untergebracht sind,  

b) Hunde, die von ihren Halterinnen oder Haltern aus dem Wetterauer Tierheim 
aufgenommen wurden, bis zum Ende des auf das Jahr des Erwerbs folgenden 
Kalenderjahres. 

 
 

  § 7 
 

Steuerermäßigung  
 
(1) Die Steuer ist auf Antrag der oder des Steuerpflichtigen auf die Hälfte des für die Stadt nach § 

5 Abs. 1 und 2 dieser Satzung geltenden Steuersatzes zu ermäßigen für  
 

a) Hunde, die zur Bewachung von bewohnten Gebäuden benötigt werden, welche von dem 
nächsten bewohnten Gebäude mehr als 100 Meter entfernt liegen; 
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b) Hunde, die als Melde- oder Sanitätshunde verwendet werden und welche die dafür 
vorgesehene Prüfung vor Leistungsprüfern eines von der Stadt anerkannten Vereins oder 
Verbandes mit Erfolg abgelegt haben; die Ablegung der Prüfung ist durch Vorlage eines 
Prüfungszeugnisses nachzuweisen und die Verwendung des Hundes in geeigneter Weise 
glaubhaft zu machen. Die Anerkennung des Vereins oder Verbandes erfolgt auf Antrag, 
wenn glaubhaft gemacht wird, dass die antragstellende Vereinigung über hinreichende 
Sachkunde und Zuverlässigkeit für die Durchführung der Leistungsprüfung verfügt. 

 
(2) Für Hunde, die zur Bewachung von landwirtschaftlichen Anwesen, welche von dem nächsten 

im Zusammenhang bebauten Ortsteil mehr als 400 Meter entfernt liegen, erforderlich sind, ist 
die Steuer auf Antrag auf ein Drittel des Steuersatzes nach § 5 Abs. 1 und 2 zu ermäßigen. 

 
(3) Für Empfängerinnen oder Empfänger von Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem SGB II 

und diesen einkommensmäßig gleichstehende Personen wird die Steuer für den ersten Hund 
auf Antrag auf ein Drittel des Steuersatzes ermäßigt. 

 
(4)  Für gefährliche Hunde, für die ein Steuersatz nach § 5 Abs. 3 festgesetzt wurde, kann auf 

Antrag die jährliche Steuer nach § 5 Abs. 1 ermäßigt werden. Voraussetzungen dafür sind, 
dass kein Mensch gebissen wurde und der Hund mit der/dem Halterin/Halter die 
Begleithundeprüfung oder eine gleich- oder höherwertigere Prüfung entsprechend den 
Richtlinien des VDH, abgenommen von einer/einem durch den VDH anerkannten 
Prüferin/Prüfer, bestanden hat. Die Prüfung ist durch Vorlage des Prüfungszeugnisses 
nachzuweisen. 

        
Der Antrag kann frühestens zwei Jahre nach Feststellung der Gefährlichkeit des Hundes und 
ein Jahr nach bestandenem Wesenstest gestellt werden.  

 
 

§ 8 
 

Allgemeine Voraussetzungen für Steuervergünstigungen 
 
Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird nur gewährt, wenn 
 
1. die Hunde keine gefährlichen Hunde im Sinne dieser Satzung sind, 
 
2. die Hunde, für welche die Steuervergünstigung in Anspruch genommen wird, für den 

angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind, 
 
3. die Hunde entsprechend den Erfordernissen des Tierschutzes gehalten werden. 
 
 

§ 9 
 

Festsetzung und Fälligkeit 
 
(1) Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder - wenn die Steuerpflicht erst während des 

Kalenderjahres beginnt - für den Rest des Kalenderjahres festgesetzt. 
 
(2) Die Steuer wird bei der erstmaligen Festsetzung einen Monat nach Bekanntgabe des 

Steuerbescheides, im Übrigen jeweils zum 01. Juli eines Kalenderjahres mit dem 
Jahresbetrag fällig. 

 
 

§ 10 
 

Meldepflicht 
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(1) Die Hundehalterin oder der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von zwei 

Wochen nach der Aufnahme oder - wenn der Hund ihr oder ihm durch Geburt von einer von 
ihr oder ihm gehaltenen Hündin zugewachsen ist - innerhalb von zwei Wochen, nachdem der 
Hund drei Monate alt geworden ist, bei der Stadt unter Angabe der Rasse und der 
Abstammung des Tieres schriftlich anzumelden. In den Fällen des § 2 Abs. 2 Satz 2 muss die 
Anmeldung innerhalb von zwei Wochen nach dem Tage, an dem der Zeitraum von zwei 
Monaten überschritten worden ist, erfolgen. 

 
(2) Endet die Hundehaltung oder entfallen die Voraussetzungen für eine gewährte 

Steuervergünstigung, so ist dies der Stadt innerhalb von zwei Wochen anzuzeigen. 
 
(3) Wird ein Hund veräußert, so sind mit der Anzeige nach Abs. 2 Name und Anschrift der 

Erwerberin oder des Erwerbers anzugeben. 
 

§ 11 
 

Hundesteuermarken 
 
(1) Für jeden angemeldeten Hund, dessen Haltung im Stadtgebiet angezeigt wurde, wird eine 

Hundesteuermarke, die Eigentum der Stadt bleibt, ausgegeben. 
 
(2) Die Stadt gibt alle drei Jahre neue Hundesteuermarken aus. 
 
(3) Die Hundehalterin oder der Hundehalter hat die von ihr oder ihm gehaltenen Hunde mit einer 

gültigen und sichtbaren Hundesteuermarke zu versehen. 
 
(4) Endet eine Hundehaltung, so ist die Steuermarke mit der Anzeige über die Beendigung der 

Hundehaltung innerhalb von zwei Wochen an die Stadt zurückzugeben. 
 
(5) Bei Verlust einer Hundesteuermarke wird der Halterin oder dem Halter eine Ersatzmarke 

gegen eine Gebühr von 2,50 Euro ausgehändigt. Dasselbe gilt für den Ersatz einer 
unbrauchbar gewordenen Hundesteuermarke; die unbrauchbar gewordene Hundesteuer-
marke ist zurückzugeben. Wird eine in Verlust geratene Hundesteuermarke wieder 
aufgefunden, ist die wieder gefundene Marke unverzüglich an die Stadt zurückzugeben. 

 
 

§ 12 
 

Übergangsvorschrift 
 
Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bei der Stadt bereits angemeldeten Hunde 
gelten als angemeldet im Sinne des § 10 Abs. 1. 
 
 

§ 13 
 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2018 Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Satzung über die Erhebung der Hundesteuer vom 01.11.2009 15.12.2017 außer Kraft. 
 
 
 
 
Karben, den 23.09.2022 
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Der Magistrat der Stadt Karben 
 
 
 
 
Guido Rahn 
Bürgermeister  
 
 



Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer 
im Gebiet der Stadt Karben 

 
 
Aufgrund der §§ 5 und 51 der Hessischen Gemeindeordnung i. d. F. der Bekanntmachung vom 
07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 11.12.2020 (GVBI: 
I S 915), der §§ 1, 2 und 7 des Gesetzes über kommunale Abgaben vom 17.3.1970 (GVBl. I S. 
225), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung der Hessischen 
Gemeindeordnung und anderer Gesetze vom 28.05.2018 (GVBl. I S. 247) hat die 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Karben am 23.09.2022 die folgende Satzung 
beschlossen: 
 
 

Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer 
im Gebiet der Stadt Karben 

 
 

§ 1 
 

Steuergegenstand 
 
 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden durch natürliche Personen im Stadtgebiet. 
 
 

§ 2 
 

Steuerpflicht  
 
(1) Steuerschuldnerin oder Steuerschuldner ist die Halterin oder der Halter eines Hundes. 
 
(2) Hundehalterin oder Hundehalter ist, wer einen Hund im eigenen Interesse oder im Interesse 

eines Haushaltsangehörigen im eigenen Haushalt aufnimmt.  
Als Halterin oder Halter gilt auch, wer einen Hund länger als zwei Monate gepflegt, unter-
gebracht oder auf Probe oder zum Anlernen gehalten hat. 

 
(3) Alle in einen Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Halterinnen oder Haltern 

gemeinsam gehalten. 
 
(4) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen oder mehrere Hunde, so sind sie 

Gesamtschuldner der Steuer. 
 
 

§ 3 
 

Entstehung und Ende der Steuerpflicht 
 
(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem 1. des Monats, in dem ein Hund in einen Haushalt aufge-

nommen wird. Bei Hunden, die der Halterin oder dem Halter durch Geburt von einer von ihr 
oder von ihm gehaltenen Hündin zuwachsen, beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. des Monats, 
in dem der Hund drei Monate alt wird. In den Fällen des § 2 Abs. 2 Satz 2 beginnt die 
Steuerpflicht mit dem 1. des Monats, in dem der Zeitraum von zwei Monaten überschritten 
worden ist. 

 
(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die Hundehaltung beendet 

wird.  
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§ 4 
 

Erhebungszeitraum, Entstehung der Steuer 
 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 
 
(2) Entsteht oder endet die Steuerpflicht im Laufe eines Kalenderjahres, so ist die Steuer 

anteilmäßig auf volle Monate zu berechnen. 
 
 

§ 5 
 

Steuersatz 
 

(1) Die Steuer beträgt jährlich 
 

 für den ersten Hund  50,00 EURO, 
für den zweiten Hund  70,00 EURO, 
für jeden dritten und jeden weiteren Hund        100,00 EURO. 

 
(2) Hunde, für die Steuerbefreiung nach § 6 gewährt wird, sind bei der Berechnung der Anzahl 

der Hunde nicht anzusetzen. Hunde, für die Steuerermäßigung nach § 7 gewährt wird, 
gelten als erste Hunde. 

 
(3) Abweichend von Abs. 1 beträgt die Steuer für einen gefährlichen Hund im Sinne des Abs. 4 

und 5 jährlich 500,00 EURO. Die Einstufung im Sinne des Abs. 4 Nr. 2 bis 4 erfolgt ab 
Beginn des Monats, in dem der Einstufungsgrund stattgefunden hat. 

 
(4) Als gefährliche Hunde gelten: 

 
1. Hunde, die durch Zucht, Haltung, Ausbildung oder Abrichtung eine über das natürliche 

Maß hinausgehende Kampfbereitschaft, Angriffslust, Schärfe oder eine andere in ihren 
Wirkungen vergleichbare, mensch- oder tiergefährdende Eigenschaft besitzen, 

 
2. Hunde, die einen Menschen gebissen oder in Gefahr drohender Weise angesprungen 

haben, sofern dies nicht aus begründetem Anlass geschah, 
 

3. Hunde, die ein anderes Tier durch Biss geschädigt haben, ohne selbst angegriffen 
worden zu sein, oder die einen anderen Hund trotz dessen erkennbarer artüblicher 
Unterwerfungsgestik gebissen haben, 

 
4. Hunde, die durch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie unkontrolliert andere Tiere 

hetzen oder reißen. 
 

(5) Solche gefährlichen Hunde sind insbesondere Hunde folgender Rassen und Gruppen 
sowie deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden:  

 

1. Pitbull-Terrier oder American Pitbull Terrier,  

2. American Staffordshire-Terrier oder Staffordshire Terrier,  

3. Staffordshire-Bullterrier,  

4. Bullterrier,  

5. American Bulldog,  

6. Dogo Argentino,  

7. Fila Brasileiro,  
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8. Kangal (Karabash),  

9. Kaukasischer Owtscharka und  

10. Rottweiler; dies gilt nicht, soweit Hunde dieser Rasse schon vor dem 31.12.2008 
gehalten wurden oder Nachkömmlinge dieser Rasse am 31.12.2008 bereits erzeugt 
waren und ihre Haltung durch die Halterin oder den Halter bis spätestens 30.06.2009 
bei dem Bürgermeister der Stadt Karben als örtlicher Ordnungsbehörde schriftlich 
angezeigt worden ist. 

 
 

§ 6 
 

Steuerbefreiungen 
 
(1) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für Hunde, die ausschließlich dem Schutz und der 

Hilfe blinder, tauber oder sonst hilfloser Personen dienen. 
 

Sonst hilflose Personen sind solche Personen, die einen Schwerbehindertenausweis mit den 
Merkzeichen „B“, „BL“, „aG“, „GL“ oder „H“ besitzen. 

 
(2) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für 
  

1. Diensthunde von Polizei- und Zollbeamten, wenn diese auf Weisung des Dienstherrn in 
den Haushalt aufgenommen werden, auf Kosten des Dienstherrn angeschafft wurden und 
in dessen Eigentum verbleiben und die Unterhaltskosten im wesentlichen aus öffentlichen 
Mitteln bestritten werden, 

 
2. Hunde, die ausschließlich zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung von Einnahmen zu 

erwerbswirtschaftlichen Zwecken gehalten werden. Eine Haltung ausschließlich zur 
Erwerbung, Sicherung und Erhaltung von Einnahmen zu erwerbswirtschaftlichen Zwecken 
liegt insbesondere vor bei der Haltung  

 
a) von Gebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl, welche ausschließlich für die 

Bewachung von Herden verwendet werden, 
b) von Hunden durch Personen, die gewerbsmäßig mit Hunden handeln und dieses 

Gewerbe angemeldet haben. 
 

(3) Steuerbefreiung wird auf Antrag auch gewährt für  
 

a) Hunde, die in Einrichtungen von Tierschutz- oder ähnlichen Vereinen vorüber-
gehend untergebracht sind,  

b) Hunde, die von ihren Halterinnen oder Haltern aus dem Wetterauer Tierheim 
aufgenommen wurden, bis zum Ende des auf das Jahr des Erwerbs folgenden 
Kalenderjahres. 

 
 

  § 7 
 

Steuerermäßigung  
 
(1) Die Steuer ist auf Antrag der oder des Steuerpflichtigen auf die Hälfte des für die Stadt nach § 

5 Abs. 1 und 2 dieser Satzung geltenden Steuersatzes zu ermäßigen für  
 

a) Hunde, die zur Bewachung von bewohnten Gebäuden benötigt werden, welche von dem 
nächsten bewohnten Gebäude mehr als 100 Meter entfernt liegen; 
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b) Hunde, die als Melde- oder Sanitätshunde verwendet werden und welche die dafür 
vorgesehene Prüfung vor Leistungsprüfern eines von der Stadt anerkannten Vereins oder 
Verbandes mit Erfolg abgelegt haben; die Ablegung der Prüfung ist durch Vorlage eines 
Prüfungszeugnisses nachzuweisen und die Verwendung des Hundes in geeigneter Weise 
glaubhaft zu machen. Die Anerkennung des Vereins oder Verbandes erfolgt auf Antrag, 
wenn glaubhaft gemacht wird, dass die antragstellende Vereinigung über hinreichende 
Sachkunde und Zuverlässigkeit für die Durchführung der Leistungsprüfung verfügt. 

 
(2) Für Hunde, die zur Bewachung von landwirtschaftlichen Anwesen, welche von dem nächsten 

im Zusammenhang bebauten Ortsteil mehr als 400 Meter entfernt liegen, erforderlich sind, ist 
die Steuer auf Antrag auf ein Drittel des Steuersatzes nach § 5 Abs. 1 und 2 zu ermäßigen. 

 
(3) Für Empfängerinnen oder Empfänger von Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem SGB II 

und diesen einkommensmäßig gleichstehende Personen wird die Steuer für den ersten Hund 
auf Antrag auf ein Drittel des Steuersatzes ermäßigt. 

 
 

§ 8 
 

Allgemeine Voraussetzungen für Steuervergünstigungen 
 
Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird nur gewährt, wenn 
 
1. die Hunde keine gefährlichen Hunde im Sinne dieser Satzung sind, 
 
2. die Hunde, für welche die Steuervergünstigung in Anspruch genommen wird, für den 

angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet sind, 
 
3. die Hunde entsprechend den Erfordernissen des Tierschutzes gehalten werden. 
 
 

§ 9 
 

Festsetzung und Fälligkeit 
 
(1) Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder - wenn die Steuerpflicht erst während des 

Kalenderjahres beginnt - für den Rest des Kalenderjahres festgesetzt. 
 
(2) Die Steuer wird bei der erstmaligen Festsetzung einen Monat nach Bekanntgabe des 

Steuerbescheides, im Übrigen jeweils zum 01. Juli eines Kalenderjahres mit dem 
Jahresbetrag fällig. 

 
 

§ 10 
 

Meldepflicht 
 
(1) Die Hundehalterin oder der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von zwei 

Wochen nach der Aufnahme oder - wenn der Hund ihr oder ihm durch Geburt von einer von 
ihr oder ihm gehaltenen Hündin zugewachsen ist - innerhalb von zwei Wochen, nachdem der 
Hund drei Monate alt geworden ist, bei der Stadt unter Angabe der Rasse und der 
Abstammung des Tieres schriftlich anzumelden. In den Fällen des § 2 Abs. 2 Satz 2 muss die 
Anmeldung innerhalb von zwei Wochen nach dem Tage, an dem der Zeitraum von zwei 
Monaten überschritten worden ist, erfolgen. 

 
(2) Endet die Hundehaltung oder entfallen die Voraussetzungen für eine gewährte 

Steuervergünstigung, so ist dies der Stadt innerhalb von zwei Wochen anzuzeigen. 
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(3) Wird ein Hund veräußert, so sind mit der Anzeige nach Abs. 2 Name und Anschrift der 

Erwerberin oder des Erwerbers anzugeben. 
 

§ 11 
 

Hundesteuermarken 
 
(1) Für jeden angemeldeten Hund, dessen Haltung im Stadtgebiet angezeigt wurde, wird eine 

Hundesteuermarke, die Eigentum der Stadt bleibt, ausgegeben. 
 
(2) Die Stadt gibt alle drei Jahre neue Hundesteuermarken aus. 
 
(3) Die Hundehalterin oder der Hundehalter hat die von ihr oder ihm gehaltenen Hunde mit einer 

gültigen und sichtbaren Hundesteuermarke zu versehen. 
 
(4) Endet eine Hundehaltung, so ist die Steuermarke mit der Anzeige über die Beendigung der 

Hundehaltung innerhalb von zwei Wochen an die Stadt zurückzugeben. 
 
(5) Bei Verlust einer Hundesteuermarke wird der Halterin oder dem Halter eine Ersatzmarke 

gegen eine Gebühr von 2,50 Euro ausgehändigt. Dasselbe gilt für den Ersatz einer 
unbrauchbar gewordenen Hundesteuermarke; die unbrauchbar gewordene Hundesteuer-
marke ist zurückzugeben. Wird eine in Verlust geratene Hundesteuermarke wieder 
aufgefunden, ist die wieder gefundene Marke unverzüglich an die Stadt zurückzugeben. 

 
 

§ 12 
 

Übergangsvorschrift 
 
Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bei der Stadt bereits angemeldeten Hunde 
gelten als angemeldet im Sinne des § 10 Abs. 1. 
 
 

§ 13 
 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über 
die Erhebung der Hundesteuer vom 15.12.2017 außer Kraft. 
 
 
 
 
Karben, den 23.09.2022 
 
 
 
Der Magistrat der Stadt Karben 
 
 
 
 
Guido Rahn 
Bürgermeister  
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Karben, 08.09.2022 
 

Federführung: Fachbereich 2 Finanzen 
Vorlagen-Nummer: 
FB 2/556/2021-2026 

AZ.:  

Bearbeiter: Peter Dahlheimer 

Verfasser Peter Dahlheimer  

 
 

Beratungsfolge Termin  

Magistrat   
Haupt- und Finanzausschuss 21.09.2022  
Stadtverordnetenversammlung 23.09.2022  

 
 
 
Gegenstand der Vorlage 
Budget-Überschreitungen in der Ergebnisrechnung des Jahres 2021 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die in der Anlage aufgeführten Mehrausgaben bei den Budgets des 
Ergebnishaushalts für das Jahr 2021 in Höhe von 977.754,76 € 
 
davon für 
FB 02 FINANZEN   930.225,61 € (wg. höherer Gew.st.- +Heimatumlagen) 
Gesamtbudget BAUHOFLEISTUNGEN  47.529,15 € 

 
werden genehmigt. 
 
Die Deckung ist gewährleistet jeweils durch Mehreinnahmen bzw. Minderausgaben 
bei anderen Budgets.  
 
Sachverhalt: 
 
Im Jahr 2021 waren extrem hohe Steuereinnahmen zu verzeichnen. Hierdurch 
steigen auch die zu zahlenden Umlagen  - hierfür müsste noch ein formeller 
Beschluss gefasst werden wg. relevanter Mehrausgaben. Diese sind über die 
Mehreinnahmen allerdings deutlich abgedeckt. 
 
Gemäß § 8 der Haushaltssatzung der Stadt Karben für das Jahr 2021 wird der 
Magistrat ermächtigt, über die Leistung von über- und außerplanmäßigen. 
Aufwendungen und Auszahlungen zu entscheiden, wenn diese nach Umfang und 
Bedeutung als unerheblich anzusehen sind. Als unerheblich gelten im Jahr 2021 
sowohl im Ergebnis- als auch im Finanzbereich Beträge bis zu 50.000,00 €. 
Überschreitungen über 50.000 € sind demnach von der 
Stadtverordnetenversammlung zu beschließen.  
 
Bei den Budgets des Ergebnishaushalts sind Mehraufwendungen im Jahr 2021 in 
der im Beschluss genannten Höhe entstanden.  
 
Sie sind unkritisch und durch Mehreinnahmen (Höhere GewSt.) und Minderausgaben 
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bei anderen Budgets gedeckt.  
 
Die Überschreitungen bei den Auszahlungen für Investitionen im Jahr 2021 wurden 
bereits im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten zusammen mit investiven 
Übertragungen (HH-Reste) von der Stadtverordnetenversammlung am 07.07.2022 
beschlossen.  
 
Finanzierung:  
 
Finanzielle Auswirkungen:   € 
 

HH 2020  Produkt:  

Bisher 
angeordnet 
und beauftragt 

 Kostenstelle: 
Sachkonto: 

 

Noch 
verfügbar 

 I-Nr  

 

Sofern der Planansatz überschritten wird, ist unter Sachverhalt bzw. Begründung ein 
Deckungsvorschlag anzugeben 

Bei Aufträgen ab 10.000 € ist das Formular “Erfassung Bestellungen / Aufträge” 
beizulegen (gilt nicht für Eigenbetriebe). 

Bei Aufträgen ab 50.000 € ist das Formular „Folgekostenberechnung“ beizulegen. 

 
Darstellung der Folgekosten: 
 
 
 
 
Anlagenverzeichnis: 
Mittelprüfung Budget-Überschreitungen ErgebnisHH 2021 
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Karben, 08.09.2022 
 

Federführung: Eigenbetrieb 1 Stadtwerke 
Vorlagen-Nummer: 
E 1/530/2021-2026 

AZ.: E1 

Bearbeiter: Carolin Beck 

Verfasser Georg Klein  

 
 

Beratungsfolge Termin  

Betriebskommission des 
Eigenbetriebes Stadtwerke 

28.07.2022  

Magistrat 15.08.2022  
Haupt- und Finanzausschuss 21.09.2022  
Stadtverordnetenversammlung 23.09.2022  

 
 
 
Gegenstand der Vorlage 
Stadtwerke Karben: Feststellung und Verwendung Jahresabschluss 2021 
 
Beschluss:  
 
Die Betriebskommission empfiehlt dem Magistrat die Weiterleitung des 
Jahresabschlusses der Stadtwerke Karben zum 31.12.2021 an die 
Stadtverordnetenversammlung wie folgt: 
 
1. Der Jahresabschluss der Stadtwerke Karben zum 31.12.2021 wird gemäß § 27 
Abs. 3 EigBGes mit einem Jahresverlust von 414.741,33 € festgestellt. 
 
2. Der Jahresgewinn der Abwasserbeseitigung von 364.413,22 € soll auf neue 
Rechnung vorgetragen werden. 
 
3. Der Jahresgewinn der Wasserversorgung von 71.610,94 € soll zur Tilgung des 
Verlustvortrages verwendet werden. 
 
4. Der Jahresverlust des Hallenfreizeitbades von 850.765,49 € soll auf neue 
Rechnung vorgetragen werden. 
 
5. Im Betriebszweig Bauhof wurde ein Ergebnis von 0,00 € erwirtschaftet. 
 
6. Der Betriebsleitung wird für das Wirtschaftsjahr 2021 Entlastung erteilt. 
 
 
Sachverhalt: 
 
 
Finanzierung: 
 
Finanzielle Auswirkungen:  € 
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Darstellung der Folgekosten: 
 
 
 
 
Anlagenverzeichnis: 
 

- Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 und Lagebericht für das 
Wirtschaftsjahr 2021 

 
 
 
 
 

HH 2022  Produkt:  

Bisher angeordnet 
und beauftragt 

 Kostenstelle: 
Sachkonto: 

 

Noch verfügbar  I-Nr  

 

Sofern der Planansatz überschritten wird, ist unter Sachverhalt bzw. Begründung ein 
Deckungsvorschlag anzugeben 

Bei Aufträgen ab 10.000 € ist das Formular “Erfassung Bestellungen / Aufträge” 
beizulegen (gilt nicht für Eigenbetriebe). 

Bei Aufträgen ab 50.000 € ist das Formular “Folgekostenberechnung“ beizulegen. 



 
 

SWS Schüllermann und Partner AG 
 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 Steuerberatungsgesellschaft 

 

Stadtwerke Karben    
 ......................................................................  
 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 
und Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2021 
 
– Testatsexemplar –     
 
 ......................................................................  
 

elektronische Kopie
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Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenüber.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt,
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden.
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit,
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach §
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu
machen, bleibt unberührt.

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zulässig.

(2)Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer,
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen
und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist,
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und
dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht.

Lizenziert für/Licensed to: Schüllermann und Partner AG  WPG StBG | 4308901 | 284





  Seite 1 von 3 
 

Karben, 08.09.2022 
 

Federführung: Fachbereich 5 Stadtplanung, 
Bauen, Verkehr 

Vorlagen-Nummer: 
FB 5/554/2021-2026 

AZ.: I / S2 

Bearbeiter: Ernst Heuer 

Verfasser Ernst Heuer  

 
 

Beratungsfolge Termin  

Magistrat 01.08.2022  

 
 
 
Gegenstand der Vorlage 
Normenkontrollantrag im Zuge der 4. Änderung des Landesentwicklungsplans 
Hessen 2000 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Magistrat beschließt, die Kanzlei Eiding Rechtsanwälte aus Hanau auf der 
Grundlage des in der Anlage 1 beigefügten Vergütungsvorschlags (kombinierte 
Tagespauschale für die mündliche Verhandlung) zu beauftragen, für die Stadt 
Karben einen Normenkontrollantrag gegen die 4. Änderung des 
Landesentwicklungsplans Hessen 2000 – Raumstruktur, Zentrale Orte und 
Großflächiger Einzelhandel (Fünfte Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
den Landesentwicklungsplan Hessen 2000 - GVBl. 2021, Nr. 31 S. 394) zu stellen 
und die Stadt Karben in dem Normenkontrollverfahren (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 VwGO)  zu 
vertreten.  
 
Sachverhalt: 
 
Der Magistrat  der Stadt Karben hat auf der Grundlage des Beschlusses der 
Stadtverordnetenversammlung vom 28.5.2020 mit Schreiben vom 20.6.2020 eine 
umfassende Stellungnahme zu dem Entwurf der 4. Änderung des 
Landesentwicklungsplans Hessen 2000 – Raumstruktur, Zentrale Orte und 
Großflächiger Einzelhandel abgegeben.  Auf den Inhalt der Stellungnahme (Anlage 
2) wird Bezug genommen.  
Als Fazit wurde in der Stellungnahme festgehalten, dass bereits bei der Aufstellung 
des Landesentwicklungsplans Hessen 2000 vor 20 Jahren das Land Hessen die 
Stadt Karben als „zentralörtlichen Grenzfall“ eingestuft hat und die Stadt Karben 
seither  aufgrund dynamischer Weiterentwicklungen im Bereich der Einwohner- und 
Beschäftigtenzahl, der zentralen Einzelhandelsentwicklung im zentralen Ortsteil 
entsprechend der  Baugebietsausweisungen im Regionalen Flächennutzungsplan 
und in den städtischen Bebauungsplänen sowie aufgrund des Ausbau der 
infrastrukturellen Einrichtungen gerade auch im Vergleich zu vielen anderen Städten 
nunmehr längst die Grenze zur Zentralörtlichkeit überschritten hat.  
Zudem wurde an dem Entwurf zur 4. Änderung des LEP Hessen 2020 beanstandet, 
dass die in der Begründung zu 5.2.2-1 aufgelisteten Zentralitätskriterien und 
mittelzentralen Versorgungseinrichtungen nicht umfassend berücksichtigt worden 
sind und die Gewichtungen – insbesondere bezüglich der Einwohnerzahl, der 
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Arbeitsplatzzentralität  und der Entwicklungspotentiale aufgrund der Lage im Raum – 
intransparent bleiben. Bei ordnungsgemäßer Abwägung der zentralörtlichen Belange 
würde die Stadt Karben als Mittelzentrum einzuordnen sein. 
 
Das Land Hessen hat die Stadt Karben gemäß der durch die o.g. Fünfte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung über den Landesentwicklungsplan Hessen 2000  in 
Kraft getretenen 4. Änderung des Landesentwicklungsplans Hessen 2000 
unverändert nicht als Mittelzentrum eingeordnet, was sich für die Stadt sowohl im 
Hinblick auf die Planungshoheit und Stadtentwicklung als auch im Rahmen des 
Kommunalen Finanzausgleich negativ auswirkt. Daher ist die Durchführung eines 
Normenkontrollverfahrens geboten. Die Kanzlei Eiding Rechtsanwälte ist mit der 
grundsätzlichen Problematik der Änderung des Landesentwicklungsplans vertraut, 
da sie bereits die Stadt Pfungstadt im Vorgehen gegen die betreffende Änderung des 
Landesentwicklungsplans Hessen 2000 vertritt.“ 
 
Da die Sache eilt, wurde nicht der formelle Entwurf der Vergütungsvereinbarung 
abgewartet, der sich nicht wesentlich von dem Vergütungsvorschlag unterscheidet 
(z.B. Verweis Nebenkosten auf RVG, Fälligkeiten). 
 
 
Finanzierung:  
 
Finanzielle Auswirkungen: 29.155,00  € 
 

HH 2022  Produkt:  

Bisher 
angeordnet 
und beauftragt 

 Kostenstelle: 
Sachkonto: 

 

Noch 
verfügbar 

 I-Nr  

 

Sofern der Planansatz überschritten wird, ist unter Sachverhalt bzw. Begründung ein 
Deckungsvorschlag anzugeben 

Bei Aufträgen ab 10.000 € ist das Formular “Erfassung Bestellungen / Aufträge” 
beizulegen (gilt nicht für Eigenbetriebe). 

Bei Aufträgen ab 50.000 € ist das Formular „Folgekostenberechnung“ beizulegen. 

 
Darstellung der Folgekosten: 
 
 
 
 
Anlagenverzeichnis: 
Anlage 1: Vergütungsvorschläge Eiding Rechtsanwälte 

Anlage 2: Stellungnahme zur 4. Änderung LEP 

Anlage 3: Erfassungsbeleg 
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1S1adtverw

Der Magistrat der Stadt Karbeh

g Karben • Postfach 61174 Karben

ri44.4 3, 1

Einschreiben Rückschein

Hessisches Ministerium für Wirtschaft.
Energie. Verkehr und Wohnen
Abteilung I - Landesentwicklung, Energie
Kaiser -Friedrich -Ring 75

65185 Wiesbaden

vorab per i -ax: Ob 11/U 15-2225
vorab per E-Mail: Natake.Scheck@WidschaftHessen.def

3

Auskunft erteilt:

Telefon:

Tel. -Durchwahl:

Telefax:

E-Mail:

Zimmer-Nr.:

Aktenzeichen:

Anschrift:

Guido Rahn

06039/481-0 (Zentrale)

06039/481-999

06039/481-7710

Guido.Rahn@karben.de

110

Rathausplatz 1
61184 Karben

Datu m: 20.06.2020

Stellungnahme zum Entwurf des Landesentwicklungsplan Hessen 2020 —
Raumstruktur, Zentrale Orte und Großflächiger Einzelhandel — ; 4. Änderung des
Landesentwicklungsplans Hessen 2000, Entwurf für die Beteiligung nach § 9 ROG
LV. mit § 4 HLPG

Sehr geehrter Herr Staatsminister,

sehr geehrte Damen und Herren,

die Stadt Karben nimmt zu dem o.g. Entwurf des Landesentwicklungsplan Hessen 2020

(kurz: LEP Hessen 2020) gemäß § 4 Abs. 2 HLPG wie folgt Stellung:

Für die Rechtmäßigkeit des Landesentwicklungsplans kommt es materiell -rechtlich

darauf an, dass gem, § 7 Abs. 2 Satz 1 ROG die öffentlichen und privaten Belange,

soweit sie auf der jeweiligen Planungsebene erkennbar und von Bedeutung sind,

gegeneinander und untereinander abgewogen werden.

Konten der Stadtkasse Karben:
Sparkasse Oberbessen
MAN: 0E69 5185 0079 0110 0000 30
SWIFT -BIG: HELADEF1FRI

Volksbank Mittelhessen
IBAN. 0E60 5139 0000 0085 5496 00
BIG. V8M1-10E5F

Frankfurter Volksbank eG
MAN. 0E05 5019 0000 0004 8651 54

FFVBDEFF
AO err ,Öffnungszeiten:
Montag -Freitag 8_00 - 12.00 Uhr
Montag 14.00 18.00 Uhr

Öffnungszeiten Zulassungsstelle:
Montag -Donnerst, 07 30 - 15_30 Uhr
Freitag 07.30 - 12.00 Uhr

altestelle der vgo-Busse: Bürgerzentrum, Linien 72. 74,75 (AST). 76, X27

Öffnungszeiten „Stadtpunkt"
Montag 8.00 - 19.00 Uhr
Dienstag bis Freitag 8.00- 12.00 Uhr

Sesuchen Sie uns auch im Internet unter www.karben.de
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- 2 -

Soweit die Planansätze als Ziele der Raumordnung i.S. des § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG

festgelegt werden, wie z.B. die bestimmten Strukturräume oder die in sechs Kategorien

festgelegten Mittelzentren, muss es sich um verbindliche Vorgaben in Form von

räumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom Land als Träger der

Raumordnung abschließend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen

Festlegungen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums handeln.

Der Entwurf des LEP Hessen 2020 erfüllt diese Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen

nicht.



-3-

1. Systemwidrige und intransparente Abgrenzung der Raumkategorien

sowie Unklarheit bei den Gewichtungen der raumstrukturellen Kriterien

Das Land hat die nach Planziffer 4.2.1-5 bis 4.2.1-6 definierten Strukturräume u.a. (!)

auf der Grundlage der Einwohner -Arbeitsplatz -Dichte (Summe der Einwohner und

sozialversicherungspflichtig Beschäftigten ohne primären Sektor pro km2) abgegrenzt.

Diese Dichtebestimmung steht in Widerspruch zur Begründung zu 4.2.3-1 bis 4.2.3-8,

wonach ein wesentliches Instrument zur Steuerung der Siedlungsflächenentwicklung

und der Flächen für Industrie und Gewerbe die systematische Schwerpunktbildung

entlang der Entwicklungsachsen, speziell zur Reduzierung des motorisierten

Individualverkehrs und Sicherung der Auslastung des ÖPNV entlang der

Entwicklungsachsen an vorhandenen und geplanten Haltepunkten des

schienengebundenen ÖPNV entsprechend dem Prinzip der dezentralen Konzentration

ist (vgl. auch § 2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 3 ROG sowie Planungsziffer 3.1-1 [G] und

Begründung zu 3.1-1 bis 3.1-7 der Dritten VO zur Änderung der VO über den LEP

Hessen 2000 vom 21.6.2018, GVBI. 2018 I S. 409, 410,411).

Außerdem sind gem. dem Grundsatz der Raumordnung nach § 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 3

ROG die räumlichen Voraussetzungen für die Erhaltung der Innenstädte und der

örtlichen Zentren als zentrale Versorgungsbereiche zu schaffen. Danach wäre sowohl

der genannte Wert bezüglich der Einwohner -Arbeitsplatz -Dichte als auch die

Ausprägung der Siedlungsstruktur i.S. der Begründung zu 4.2.1-5 bis 4.2.1-6 also nicht

auf die Gesamtfläche der Kommune zu beziehen gewesen, sondern vielmehr auf die

Anteilsfläche (Gemarkungsflächen) des zentralen Ortsteils (zur Betrachtung der

Zentrenstrukturen unabhängig von den kommunalen Grenzen vgl. Danielzyk/Priebs,

Gutachterliche Stellungnahme für ein Konzept zu künftigen Festlegungen zentraler Orte

im Rhein -Main -Gebiet unter besonderer Berücksichtigung der Mittelzentren vom

31.1.2019, S. 4 — Anlage 3 zum Ergebnisbericht der Expertenkommission Zentrale Orte

und Raumstruktur [ZORa]; zum funktional zu verstehenden Begriff des „Zentralen Ortes"
vgl. auch OVG des Landes Sachsen-Anhalt, Urt. vom 15.5.2014-2 K 36/12 — juris RN

142). Zudem bleibt intransparent, mit welchem Anteil die Einwohner -Arbeitsplatz-

Dichte, die Ausprägung der Siedlungsstruktur sowie die Lage an den überregionalen

Entwicklungsachsen bei der Bestimmung der Raumkategorie untereinander gewichtet

worden sind.
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2. Abwägungsdefizit bei der Zuordnung der Stadt Karben zur
Raumkategorie „Verdichteter Raum"

Da es für die Zuordnung als Mittelzentrum auch auf die Lage im Raum ankommt (vgl.

Entwurf LEP Hessen 2020 Ziff. 5.1-4 [Z]), ist zunächst darauf einzugehen, ob die

Zuordnung der Stadt Karben zu dem vorgesehenen Strukturraum nachvollziehbar ist.

Nach dem Entwurf des LEP Hessen 2020 (S. 21 Tabelle 3) wird die Stadt KARBEN

dem verdichteten Raum zugeordnet. Dieser Einordnung liegt ein

Abwägungsdefizit zugrunde, da der Sachverhalt nicht hinreichend umfassend

ermittelt worden ist.

Die Stadt Karben ist die einzige (I) Kommune, die trotz unmittelbarer Angrenzung

an das Oberzentrum Frankfurt nicht dem hoch verdichteten Raum zugerechnet

werden soll.

Die Stadt Karben liegt sowohl unmittelbar an der Bundesstraße B 3 und an der

Bundesstraße B 521 als auch an der von Frankfurt nach Norden weisenden

überregionalen Bahntrasse der Main -Weser -Bahn mit zweifachem S -Bahn -Anschluss

und damit entsprechend den Begründungen zu 4.2.1-5 bis 4.2.1-6 und zu 4.2.2-1 bis

4.2.2-2 an überregionalen Entwicklungsachsen.

Zu berücksichtigen ist überdies, dass der drei- und viergleisige Ausbau der Bahnstrecke

von Frankfurt nach Friedberg bereits begonnen hat und zu einer Verstärkung der

überregionalen Entwicklungsachse, an der die Stadt Karben liegt, führen wird.

Die in Tabelle 3 (Entwurf LEP Hessen 2020, S. 21) eingezeichnete Entwicklungsachse

muss daher entweder in Richtung Karben verbreitert oder verschoben werden, da die

im Entwurf eingezeichnete Entwicklungsachse auf dieser Höhe offenbar nur den

Verlauf der A 5 nachzeichnet, ohne die Bundesstraßen und vor allem den Verlauf der

überregionalen Bahnstrecke zu berücksichtigen.

Insoweit ist auf den Regionalplan Südhessen 2000 zu verweisen (StAnz. 2001, 622), in

dem sowohl die regionale Verkehrsachse als auch die überörtliche Nahverkehrs- und

Siedlungsachs mitten durch die Stadt Karben führte.

Die Verschiebung der überregionalen Entwicklungsachse in Verbindung mit der

unmittelbaren Nähe zum Oberzentrum Frankfurt würde dann auch dazu führen, dass

Karben zu dem Hochverdichtungsraum gehört und entsprechend der Begründung zu

4.2.3-1 bis 4.2.3-8 dieser Standortvorteil zu nutzen und weiter auszubauen ist, damit der

hochverdichtete Raum seine Funktion als Impulsgeber für die betreffende

Standortregion wahrnehmen kann.
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Die unmittelbar an das Oberzentrum Frankfurt am Main angrenzende Stadt Karben ist

im Bereich Wohnungsbau und Arbeitsplätzen wegen der S -Bahnanbindung des

zentralen Ortsteils an den öffentlichen Personennahverkehr prädestiniert, entsprechend

der Begründung zu 5.2.2-8 zur Entlastung der Metropole Frankfurt am Main beizutragen

und im zentralen Ortsbereich der o.g. Entwicklungsachsen gemäß dem Prinzip der

dezentralen Konzentration die Siedlungsflächenentwicklung und die Entwicklung für

Flächen für Industrie und Gewerbe zu steuern (vgl. Begründung zu 4.2.3-1 bis 4.2.3-8).

Gerade im Bereich der Bahnstrecke mit seinen beiden Haltepunkten bestehen - wie aus

dem Regionalen Flächennutzungsplan ersichtlich - in dem zentralen Ortsteil der Stadt

(Stadtteile Klein- und Groß-Karben, Kloppenheim und Okarben) noch beträchtliche

Entwicklungspotenziale, die gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 1 Satz 3 ROG zu sichern sind.

Am Stichtag des 31.12.2018 betrug die Einwohnerzahl in dem zentralen Ortsteil

nach dem amtlichen Melderegistereintrag insgesamt 15.850 01 Einwohner (siehe

Ausführungen unter Punkt 5.). Beträchtliche siedlungs- und gewerbewirtschaftliche

Entwicklungsmöglichkeiten im zentralen Ortsteil bestehen im verkehrlich gut

angebunden Bereich der Bahnstrecke und der B 3 in Fortsetzung des bestehenden

Wohn- und Gewerbegebiets im Westen von Okarben sowie in Kloppenheim (siehe auch

Regionaler Flächennutzungsplan).

Aufgrund ihrer sonstigen unten aufgeführten Strukturdaten wäre die Stadt Karben -

schon wegen der Vergleichbarkeit mit anderen Mittelzentren im hoch verdichteten Raum

- als Mittelzentrum auszuweisen.
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3. Die Ungeeignetheit der Prüfung mittelzentraler Kooperationen als Ziel

der Raumordnung

In Ziff. 5.1-5 (Z) ist die Prüfung der Wahrnehmung gemeinsamer zentralörtlicher

Aufgaben durch ober- und mittelzentrale Kooperationen als Ziel der Raumordnung

dargestellt.

Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG handelt es sich bei einem Ziel der Raumordnung um

verbindliche Vorgaben in Form von räumlich und sachlich bestimmten oder

bestimmbaren, vom Träger der Raumordnung abschließend abgewogenen textlichen

oder zeichnerischen Festlegungen in Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ordnung

und Sicherung des Raumes. Wie die Begründung zu 5.1-1 bis 5.1-6 (S. 30) im Entwurf

des LEP Hessen 2020 deutlich macht, werden jedoch u.a. die zu vereinbarenden Ziele

und Maßnahmen auf die Ebene des Kooperationsvertrages zwischen den Kommunen

verschoben, so dass das Land als Planungsträger gerade nicht die abschließenden

verbindlichen Vorgaben i.S. des § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG trifft, sondern diese der

abschließenden Entscheidung der mittelzentralen Kommunen überlässt.

Selbst wenn unter dem Gesichtspunkt des Schutzes der kommunalen Planungshoheit

nach Art. 28 Abs. 2 GG eine gewisse planerische Zurückhaltung als notwendig

anzusehen ist, weist die Planaussage der Prüfung der Wahrnehmung gemeinsamer

zentralörtlicher Aufgaben eine solche geringe Dichte auf, dass sie die abschließende

Abwägung nicht vorwegnimmt (vgl. BVerwG, Urt. vom 18.9.2003 — 4 CN 20/02 — juris

RN 30).

Das Land lässt offen, welche konkreten Kommunen in welchem Raum und in welchem

konkreten Kooperationsfeld mit welchem Ziel Vereinbarungen abschließen sollen. Damit

erreicht das ausgegebene Ziel nicht den Grad der Verbindlichkeit i.S. der o.g.

bundesrechtlich maßgeblichen Definition eines Ziels der Raumordnung. Das Ziel ist

wegen der völligen Unbestimmtheit und Unverbindlichkeit unwirksam (zur unwirksamen

Einführung mittelzentraler Verbünde im Zusammenhang mit der Aufstellung eines LEP

vgl. VG Neustadt, Urt. vom 27.5.2015 — 3 K 359/14.NW — juris RN 58 ff.). Neben der
inhaltlichen Unklarheit kommt auch die zeitliche Unverbindlichkeit der Entscheidung des

Planungsträgers hinzu, der entsprechend der Begründung zu 5.1-1 bis 5.1-6 die

Umsetzung des (unbestimmten) vereinbarten Inhalts dem zu vereinbarenden Zeitplan

der Kooperationspartner überlässt.
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Derartige inhaltlich und zeitlich völlig unbestimmte Kooperationsvereinbarungen können

insbesondere auch mit Blick auf die Verbindlichkeitsansprüche aus § 4 Abs. 1

Satz 1 und 2 ROG und § 1 Abs. 4 BauGB — kein Ziel der Raumordnung i.S. des § 3
Abs. 1 Nr. 2 ROG darstellen.

Das übergeordnete Ziel einer umfassenden zentralörtlichen Infrastruktur i.S. der

Planziffer 5.2.2-1 (Z) im hochverdichteten bzw. verdichteten Raum um die Metropole

Frankfurt/M. ist entsprechend dem fachlichen Ratschlag der nur teilweise vom

Planungsträger veröffentlichten Stimmen der Raumforschungsexperten besser zu

erreichen, wenn der Planungsträger in dem LEP Hessen 2020 - ggf. teilweise unter

Einbeziehung der Metropole - z.B. aufgrund von Pendlerverflechtungen,

Entwicklungsachsen und Erreichbarkeitskriterien mehrere Mittelzentren konkreten

Funktionsräumen oder Kooperationsräumen zuordnen würde, innerhalb derer dann die

Zentralitätskriterien erfüllt und die zentralörtlichen Einrichtungen vollständig vorliegen

würden (vgl. ähnlich Danielzyk/Priebs, Gutachterliche Stellungnahme für ein Konzept zu

künftigen Festlegungen zentraler Orte im Rhein -Main -Gebiet unter besonderer

Berücksichtigung der Mittelzentren vom 31.1.2019, S. 8; vgl. auch Greiving u.a., Reform

der Zentrale -Orte -Konzepte in den Ländern und Folgen für Siedlungsstruktur und

Daseinsvorsorge, Endbericht vom 30.9.2014 [letzte Änderung 10.2.2015] im Auftrag des

Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung [BBSR] im Bundesamt für

Bauwesen und Raumordnung [BBR], S. 27; Positionspapier aus der ARL 92,

Anforderungen an ein zukünftiges Zentrale -Orte -Konzept, Beispiele aus Hessen,

Rheinland-Pfalz und dem Saarland, S. 7, 8 und 9 unter Bezug auf das nicht

veröffentliche Gutachten von GreivingNVinkel 2009 „Studie zur Bestimmung zentraler

Orte in Hessen").
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4. Fehlerhafte einseitige Zuordnung der Stadt Karben zum

Mittelbereich der Stadt Bad Vilbel

Ausweislich der Tabelle im Anhang C des Entwurfs zum LEP Hessen 2020 (S. 85) soh

die Stadt Karben zu dem Mittelbereich des Mittelzentrums Bad Vilbel gehören. Die

Einbeziehung der Stadt Karben in den Mittelbereich Bad Vilbels erfordert die

Beurteilung der zentralörtlichen Abhängigkeitsbeziehungen.

• Pendlerverflechtungen

Hierbei spielen unter dem Gesichtspunkt der übergemeindlichen Arbeitsplatzversorgung

(vgl. Begründung zu 5.2.2-1) die Pendlerverflechtungen der sozialversicherungspflichtig

Beschäftigten der beiden Kommunen nach den amtlichen Statistiken der Bundesagentur

zur Arbeit eine gewichtige Rolle.

Während die Stadt Bad Vilbel zum genannten Stichtag einen erheblichen

Auspendlerüberschuss sozialversicherungspflichtig Beschäftigter in Höhe von 3.490

aufweist (insgesamt 11.385 Auspendler), hat die Stadt Karben lediglich einen

Auspendlerüberschuss in Höhe von 1.367 (insgesamt 7.374 Auspendler), was die

Zentralitätswirkung der Stadt Karben und deren vergleichsweise stärkere

Sogwirkung für das Umland deutlich macht.

Zum Stichtag des 30.6.2018 pendelten von Karben nach Bad Vilbel 593

Beschäftigte, das sind gerade einmal 7,5 % m der Einpendler nach Bad Vilbel

(insgesamt 7.895 Einpendler). Von der Stadt Bad Vilbel pendeln 327 Beschäftigte nach

Karben, das sind nur 5,4 % der Einpendler (insgesamt 6.007 Einpendler).

Wieso bei einer derart geringen Verflechtung die Stadt Karben einem Mittelbereich BAD

VILBEL zugeschlagen werden soll ist hier nicht nachzuvollziehen.

Der Auspendleranteil nach Frankfurt mit insgesamt 6.722

sozialversicherungspflichtig Beschäftigten beträgt für Bad Vilbel 59 %, während dieser

Anteil mit 3.363 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten bei der Stadt Karben nur

einen Anteil von 45,6% ausmacht.
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Der Auspendleranteil in den Wetteraukreis beträgt bei Karben 15,7, % (1.159

Auspendler), während der Auspendleranteil von Bad Vilbel in den Wetteraukreis gerade

einmal 5,9 % ausmacht (676 Auspendler).

Die Einpendlerquote von Frankfurt nach Bad Vilbel beträgt 21,5 % (1.695 Einpendler).

Die Einpendlerquote aus dem gesamten Wetteraukreis beträgt mit 1.834 Einpendlern

nach Bad Vilbel 23,2 %.

Die Einpendlerquote von Frankfurt nach Karben beträgt 13,6 % (817 Einpendler),

hingegen beträgt die Einpendlerquote aus den Kommunen des Wetteraukreis mit 2.447

Einpendlern insgesamt 40,7 % und ist damit dreimal so hoch wie die Einpendlerquote

von Frankfurt nach Karben.

Die Einpendlerquote aus dem Main -Kinzig -Kreis nach Karben liegt bei 13,7 % (822

Einpendler), die Auspendlerquote lediglich bei 4,8 % (357 Auspendler). Mit einer

Einpendlerquote von 7% (419 Einpendler) und einer Auspendlerquote von 11,5% (845

Auspendler) sind die sogar die Verflechtungen Karbens in den Hochtaunuskreis

insgesamt etwas stärker ausgeprägt als die Bad Vilbels.

Diese Zahlen und Pendlerverhältnisse verdeutlichen, dass Bad Vilbel auf die Stadt

Frankfurt und den Wetteraukreis eine ähnliche Anziehungswirkung ausübt und

vergleichsweise auch eine recht hohe Anziehungswirkung auf den Main -Kinzig -Kreis

hat.

Die Stadt Karben hingegen hat ein deutliches Übergewicht an Einpendlern aus den

umliegenden Kommunen des Wetteraukreises. So hat Karben z.B. allein 356 Einpendler

aus der Kreisstadt Friedberg (29.180 Einwohner), umgekehrt aber nur 195 Auspendler

dorthin. Karben hat damit mehr Einpendler aus der entfernter liegenden Kreisstadt als

aus der Nachbarstadt Bad Vilbel.

Die Stadt Karben hat danach im Vergleich zu Bad Vilbel eindeutig eine hervorgehobene

und selbstständige Versorgungsfunktion für die

Gleichzeitig trägt die Stadt Karben aber auch - so wie gemäß der Begründung zu 5.2.2-

8 für die polyzentralen Mittelzentren im Verbandsgebiet des Regionalverbandes

vorgesehen - mit ihrem genannten hohen Auspendleranteil (45,6 %) nach Frankfurt am

Main nachhaltig zur Entlastung der Metropole bei.
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Obwohl die Stadt Friedrichsdorf gut 3.000 Einwohner mehr hat als die Stadt Karben,

unterscheiden sich die Einpendlerzahlen nur marginal (Friedrichsdorf 6.040, Karben

6.007); und obwohl der Auspendleranteil zu dem benachbarten Mittelzentrum Bad

Homburg v.d.H. mit 1.770 Auspendlern von 6.004 mit 29,3 % annähernd das Vierfache

von dem Auspendleranteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten ausmacht, die

von Karben nach Bad Vilbel pendeln, wird die Stadt Friedrichsdorf nicht dem

Mittelbereich der Stadt Bad Homburg v.d.H. zugeordnet.

Friedrichsdorf hat einen Auspendleranteil hin zur Stadt Frankfurt in Höhe von nur 36,5

%, also nicht unbeträchtlich weniger als Karben mit 45,6 %, womit Karben gem. der

Begründung zu 5.2.2-8 in stärkerem Maße die Entlastungsfunktion eines Mittelzentrums

zugunsten der Metropole Frankfurt im Verbandsgebiet des Regionalverbandes

FrankfurtRheinMain (VG) erfüllt als Friedrichsdorf. Dennoch wird der Stadt

Friedrichsdorf ein eigener Mittelbereich zugewiesen, der Stadt Karben hingegen nicht.

Es ist schlicht nicht nachvollziehbar, nach welchen Maßstäben hier der Planungsträger

die Bildung der Mittelbereiche vorgenommen hat. Unter dem Gesichtspunkt der sog.

Systemgerechtigkeit verstößt das Land mit seinem Entwurf LEP 2020 gegen den

Gleichbehandlungsgrundsatz.

Schulzentralität

Für die Zentralitätseinstufung hat der Planungsträger der Schulzentralität eine

erhebliche Bedeutung beigemessen. Aus den Schülerstatistiken aus Bad Vilbel und

Karben für die Sekundarstufen 1 und 2 der öffentlichen Schulen ergibt sich nun aber

insgesamt eindeutig, dass Karben als Schulstandort eine erheblich höhere

Anziehungswirkung auf Bad Vilbels Schülerinnen und Schüler hat als umgekehrt.

Für die vergleichbaren Halbjahre 2018/2019 waren aus Bad Vilbel an der Kurt-

Schumacher -Schule (KSS) insgesamt 170 Schülerinnen und Schüler, umgekehrt

am GBG und an der John -F. -Kennedy -Schule insgesamt aber nur 31 (!) Karbener

Schülerinnen und Schüler.

Noch extremer ist das Missverhältnis für das vergleichbare Halbjahr 2019/2020 (192

Schülerinnen und Schüler an der KSS und nur 23 (I) Karbener Schülerinnen und

Schüler am GBG und an der John -F. -Kennedy -Schule).
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Auch für die Schulzentralität gilt im Übrigen, dass die Stadt Karben — ähnlich wie bei der
Arbeitsplatzzentralität — einen anderen Einzugsbereich hat. Insgesamt kamen im 2.

Schulhalbjahr 2018/2019 insgesamt 268 auswärtige Schülerinnen und Schüler an

die KSS. Bei insgesamt 1.289 Schüler/innen an der KSS entspricht dies einem Anteil

von rd. 20% auswärtigen Schüler/innen.

Auch hier liegt ein Schwerpunkt bei den Wetterauer Kommunen, aus denen im

Halbjahr 2018/2019 insgesamt 258 Schülerinnen und Schüler an die KSS in Karben

gingen, aber insgesamt (inkl, denen aus Karben) lediglich 35 (I) Schülerinnen und

Schüler aus dem Wetteraukreis die Sekundarstufen 1 und 2 der öffentlichen Schulen

Bad Vilbels besuchten.

Für das zweite Schülerhalbjahr 2019/2020 besuchten sogar 300 auswärtige

Schüler innen und Schüler die KSS von insgesamt 1.326. Davon besuchten 286

Schüler und Schülerinnen aus dem Wetteraukreis (inkl, denen aus Bad Vilbel) die KSS

in Karben, hingegen insgesamt (inkl, denen aus Karben) nur 30 (I) Schülerinnen und

Schüler aus dem Wetteraukreis die öffentlichen Schulen Bad Vilbels mit Sekundarstufe

1 und 2. Die Stadt Bad Vilbel hat mit großem Abstand die meisten auswärtigen

Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe 1 und 2 aus Frankfurt.

Die Zahlen machen deutlich, dass es auch unter dem Gesichtspunkt der

Schülerverflechtungen und der Schulzentralität der beiden Kommunen

abwägungsfehlerhaft wäre, die Stadt Karben dem Mittelbereich Bad Vilbels

zuzuordnen.

Wegfall früherer infrastruktureller Verbindungen

Früher noch vorhandene infrastrukturelle Bindungen zu Bad Vilbel (z.B. Krankenhaus,

Amtsgericht) sind entfallen, so dass nicht erkennbar ist, dass Bad Vilbel im Vergleich

zum sonstigen Verflechtungsbereich, insbesondere dem Oberzentrum Frankfurt, eine

hervorgehobene infrastrukturelle Sog- und Versorgungswirkung auf die Stadt Karben

ausübt, die es rechtfertigen könnte, den Mittelbereich der Stadt Bad Vilbel nach Karben

auszudehnen.
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Entlastungsfunktion für die Metropole Frankfurt

Gemäß der Begründung zu 5.2.2-8 weisen die in großer Anzahl auftretenden

Mittelzentren eine vergleichbare Ausstattung wie die übrigen Mittelzentren auf, liegen

geographisch jedoch — wie die Stadt Karben — in unmittelbarer Nachbarschaft
zueinander und zu dem Oberzentrum. Diese Mittelzentren erfüllen danach nicht die

gleiche Versorgungsfunktion für benachbarte Kommunen wie die übrigen Mittelzentren.

Sie übernehmen insbesondere eine Entlastungsfunktion für die Metropole

Frankfurt am Main.

Diese Entlastungsfunktion erfüllt die Stadt Karben — wie bereits unter Punkt 2 dargelegt
— in vollem Umfang und teils in größerem Umfang als andere Mittelzentren im hoch
verdichteten Raum.

Die Bildung gemeinsamer Mittelbereiche von Kommunen, die nach dem Entwurf des

LEP Hessen 2020 innerhalb und außerhalb des hoch verdichteten Raums liegen, ergibt

nach dieser Zielsetzung der Raumordnung keinen Sinn, wenn der spezielle

Mitversorgungsgrad vergleichsweise gering ist und der Planungsträger selbst davon

ausgeht, dass die eine Kommune gegenüber der anderen keinen konstituierenden

Bedeutungsüberschuss hat (vgl. Begründung zu 5.2.2-8) und — wie hier die Stadt
Karben — die in den Mittelbereich einbezogene Kommune bezüglich der

Pendlerbewegungen und der Schülerherkunft einen signifikant selbständigen

Verflechtungsbereich aufweist (siehe oben).

Dieser Verflechtungsbereich in das Umland wird sich auch noch verstärken, weil

die Stadt Karben nach wie vor eigene beträchtliche Entwicklungspotenziale im

Zentralen Ortsteil im Bereich der Siedlungstätigkeit, der wirtschaftlichen Infrastruktur

und des vielfältigen Arbeits- und Ausbildungsplatzangebotes in den Gewerbegebieten

rund um die Überregionalen Entwicklungsachsen, der sich bereits im Ausbau

befindlichen Rhein -Weser -Bahn (Ausbau drittes- und viertes S -Bahn -Gleis) und der B 3

aufweist und auch die Voraussetzungen für den Ausbau des zentralen

Versorgungsbereichs um den Bahnhof Groß-Karben bestehen.

Die Erreichbarkeit durch den Gleisausbau - auch für die Schulanbindung - wird noch

einmal verbessert.

Der viergleisige Ausbau für die S-Bahn der Bahnstrecke zwischen Frankfurt und

Friedberg setzt das bereits in Planziffer 5.1.2- 4 der Dritten VO zur Änderung der VO

über den LEP Hessen 2000 vom 21.6.2018, GVBI. 2018 I, S. 469 enthaltene Ziel der
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Raumordnung des viergleisigen Ausbaus der S-Bahn zur Trennung von Nah- und

Fernverkehr um.

Der erste Bauabschnitt von Frankfurt -West nach Bad Vilbel befindet sich bereits in der

Bauphase; die Hauptbaumaßnahme für die zweite Baustufe von Bad Vilbel nach

Friedberg, die zu einer erheblichen Attraktivitäts- und Zentralitätssteigerung der Stadt

Karben an ihren beiden Haltepunkten im zentralen Ortsteil führen wird, soll laut DB im

Jahr 2023 beginnen. Nach Darstellung der Deutschen Bundesbahn handelt es sich um

eines der zentralen Schieneninfrastrukturprojekte der Rhein -Main- Region (vgl. näher

unter www.56-frankfurt-friedberg.de — unter „Das Projekt" sowie
„Bauablauf und Logistik").

Mit dem Ausbau der Strecke kann gleichzeitig mehreren konkretisierten Grundsätzen

der Raumordnung nach der Dritten VO zur Änderung der VO über den LEP Hessen

2000 vom 21.6.2018 entsprochen werden:

Ausbau und Kapazitätserweiterung des ÖPNV-Netzes, insbesondere im

Überlagerungsbereich von Nah- und Fernverkehr,

Ausbau des ÖPNV als attraktive Alternative zum motorisierten Individualverkehr,

Verkürzung der Zugfolgezeiten und Erhöhung der Geschwindigkeit des

öffentlichen Personennahverkehrs, die Geschwindigkeiten

Verbesserung der Mobilität der Bevölkerung zur Inanspruchnahme von

Versorgungseinrichtungen und Dienstleistungen - insbesondere in den zentralen

Versorgungsbereichen

(vgl. Planziffern 5.1.3-1 [G], 5.1.3-2 [G], 5.1.3-6 [G] und Begründung zu 5.1.3-1 bis

5.1.3-9 der Dritten VO zur Änderung der VO über den LEP Hessen 2000 vom

21.6.2018, a.a.O., S. 471,472).

Der zentrale Versorgungsbereich hat sich rund um den Bahnhof mit der

Ansiedlung und Agglomeration verschiedener Einzelhandelsbetriebe in den

Bebauungsgebieten „Einkaufzentrum Bahnhof" und „Brunnenweg" im Stadtteil
Groß-Karben sowie im Bebauungsgebiet „Neue Mitte" im Stadtteil Kloppenheim
erheblich weiterentwickelt. Agglomerationen nicht großflächiger

Einzelhandelsbetriebe, deren Verkaufsfläche in der Summe Großflächigkeit erreicht,

sind raumordnerisch wie großflächiger Einzelhandel zu behandeln (vgl. Planziffer 6-6 [Z]
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und Begründung zu 6-5, Entwurf LEP Hessen S. 50, 55). Damit entspricht die Stadt

auch dem Grundsatz der guten Erreichbarkeit zentralörtlicher Daseinsvorsorge mit dem

ÖPNV (Planziffer 5.3-2 [GI). In dem Zentrum der Stadt befinden sich außerdem das

KINO, mehrere Arztpraxen, die Stadtverwaltung inkl. Bürgerzentrum, die

Zentralbibliothek, die Stadtpolizei sowie eine Polizeistation, das Hallenfreizeitbad mit

Saunawelt, das Jugendkulturzentrum ebenso wie ein Altenpflegeheim des ASB.

Auch der Wohnbereich in unmittelbarer Bahnhofsnähe wird sich mit der Umsetzung des

Bebauungsgebiets „Am Taunusbrunnen" im Stadtteil Kloppenheim noch einmal
beträchtlich vergrößern (119 Wohneinheiten - Bezugsdatum 09/2020).

Eine noch weitergehende und umfangreiche Erweiterung des Stadtzentrums zeichnet

sich in Fortsetzung des Baugebiets „Brunnenweg" ab. Hierfür läuft ein

Planabweichungsverfahren vom Regionalen Flächennutzungsplan. Die Chancen für die

Realisierung der Komplettierung der Stadtmitte stehen sehr gut, nachdem sich sowohl

das Regierungspräsidium Darmstadt als auch der Wetteraukreis für den

Abweichungsantrag ausgesprochen haben. Erleichtert wurde der Ausbau des

Stadtzentrums auch durch die zwischenzeitlich fertiggestellte Nordumgehung Karbens

durch die K 246 und die Landesstraße L 3351 sowie die Anbindung an die B 3 zwischen

den Stadtteilen Kloppenheim und Okarben. Die genannten realisierten städtebaulichen

Planungen und Gegebenheiten auf der Grundlage des Regionalen

Flächennutzungsplans sind gem. § 13 Abs. 2 Satz 2 ROG im Zuge des sog.

Gegenstromprinzips i.S. des § 1 Abs. 3 ROG in der Abwägung nach § 7 Abs. 2 ROG zu

berücksichtigen.

Der eigenständige, nachhaltige Verflechtungsbereich der Stadt Karben, das

umfangreiche und vielfältige Arbeitsplatz- und Ausbildungsangebot, die hohe

Arbeitsplatzdichte, der zentrale Versorgungsbereich mit weiterem erheblichen

Entwicklungspotential in den zentral gelegenen Stadtteilen (insgesamt 15.850

Einwohner zum Stichtag des 31.12.2018), die gute Erreichbarkeit der Stadt für das

Umland aufgrund der Anbindung an den ÖPNV und das überregionale Verkehrsnetz

über Frankfurt/M. und die Kreisstadt Friedberg sind allesamt raumordnerische Belange,

die in der abschließenden Abwägung nach § 7 Abs. 2 ROG hätten dazu führen müssen,

die Stadt Karben als Ziel der Raumordnung i.S. des § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG als

Mittelzentrum auszuweisen.
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Die Stadt Karben würde damit nämlich idealerweise als Mittelzentrum u.a. folgende

Grundsätze der Raumordnung aus § 2 Abs. 2 ROG erfüllen können:

Konzentration der Siedlungstätigkeit auf vorhandene Siedlungen mit

ausreichender Infrastruktur und auf Zentrale Orte (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 3 ROG),

Schaffung örtlicher Zentren als zentrale Versorgungsbereiche (§ 2 Abs. 2 Nr. 3

Satz 3 ROG),

Schaffung bzw. Vorhandensein räumlicher Voraussetzungen für nachhaltige

Mobilität und ein integratives Verkehrssystem (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 5 ROG),

gute Erreichbarkeit des zentralen Ortsteils unter Berücksichtigung des Vorrangs

des umweltverträglichen Verkehrsträgers Schiene (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Sätze 6 bis 8

ROG),

- wirtschaftsnahe Infrastruktur, ausreichendes und vielfältiges Angebot an Arbeits-

und Ausbildungsplätzen und Gebot der Stärkung regionaler

Wachstumspotentiale (§ 2 Abs. 2 Nr. 4 Satz 1 und 2 ROG).

Aus den nachfolgenden Ausführungen ergeben sich weitere raumordnerische Belange,

die zusätzlich für die Einordnung der Stadt Karben als Mittelzentrum ins Gewicht fallen.

Stadt Karben als Mittelzentrum in Kooperation mit der Stadt Bad Vilbel im

Verdichtungsraum (VII)

Alternativ käme in Betracht, die Stadt Karben als Mittelzentrum in Kooperation mit der

Stadt Bad Vilbel im Verdichtungsraum (VII) gem. Planziffer 5.2.2-7 einzuordnen. Als

Beispiel eines Mittelzentrums, das in Kooperation im Verdichtungsraum mit anderen

Städten einen Kooperationsraum bildet, ist z.B. Lorsch zu nennen, das vergleichsweise

eine erheblich geringere Einwohnerzahl und auch schlechtere Infrastrukturdaten als

Karben aufweist.

Dass Karben (unzutreffender Weise) einem anderen Strukturraum angehört, ist für eine

Kooperation kein Hindernis, wie die Kooperationen von Taunusstein und Eltville mit

Wiesbaden deutlich machen.

So würden einerseits die eigenständigen nachhaltigen Verflechtungen der Stadt Karben

in den Wetteraukreis, andererseits aber auch die bereits bestehenden Kooperationen

mit der Stadt Bad Vilbel Berücksichtigung finden.
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Die Stadt Bad Vilbel und die Stadt Karben sind auf den unterschiedlichsten Bereichen

bereits verschiedene Kooperationen eingegangen, die durch die Ausweisung als zwei

Mittelzentren in Kooperation in ihrem Bestand gesichert würden.

Im Verwaltungsbereich gibt es seit mehreren Jahren bereits einen gemeinsamen

Ordnungsbezirk auf dem Gebiet der Geschwindigkeitsüberwachung; zudem gibt es eine

vertraglich verbindliche Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Standesamts. Sowohl im

sozialen Bereich (Suchthilfe und Suchprävention für Bad Vilbel und Karben) als auch im

kulturellen Bereich (Musikschule Bad Vilbel/Karben) bestehen Kooperationen.

Für diese Kooperationen (insbesondere MUSIKSCHULE und

DROGEN/SUCHTBERATUNG) bringt die Stadt Karben beträchtliche finanzielle Mittel

auf. Bislang erfolgt die finanzielle Beteiligung der Stadt Karben ohne einen

entsprechenden Abschlag aufgrund der Schlechterstellung im Vergleich zur Stadt Bad

Vilbel infolge der geringeren Ausstattung im KFA wg. fehlender Einstufung als

Mittelzentrum im Gegensatz zu Bad Vilbel. Gerade im Hinblick auf die Auswirkung der

Ausweisung als Mittelzentrum auf den kommunalen Finanzausgleich würde eine

einseitige Berücksichtigung Bad Vilbels die Motivation der Stadt Karben untergraben, an

der regionalen Verantwortungsgemeinschaft (im Sinne interkommunaler Kooperation)

festzuhalten und diese ggf. auch auszubauen (vgl. zu regionalen

Verantwortungsgemeinschaft in Mittelbereichen Endbericht des BMVI vom 30.9.2014

[letzte Änderung 10.2.2015], Reform der Zentrale -Orte -Konzepte in den Ländern und

Folgen für Siedlungsstruktur und Daseinsvorsorge, S. 102).

Dies würde dem Ziel einer verstärkten kommunalen Zusammenarbeit entgegenwirken,

die auch z.B. im Gesetz über die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main (Metropolgesetz)

oder im Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit (KGG) zum Ausdruck kommt.

Wegen der schulischen Verflechtungen wird auf die obigen Ausführungen Bezug

genommen.

Schließlich verbinden auch gemeinsame Verkehrsinteressen die beiden Kommunen, da

sie beide unmittelbar an den zentralen Verkehrsachsen liegen, der Bundesstraße B 3

und der Rhein -Main -Weser -Bahn (vgl. obig Ausführungen).
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5. FehlendeGewichtung der Einwohnerzahl und falsche

Einwohnerprognose

• Fehlende Gewichtung der Einwohnerzahl

Bei den Kriterien zur Beurteilung der Zentralität wurden die Bevölkerungsdaten zu den

anderen Blöcken „Zentralörtliche Infrastruktur" und „Zentralität" mit „NULL PUNKTEN"

und somit nicht berücksichtigt.

So hat die Stadt Karben mit 22.127 Einwohnern und erfüllt somit bereits mit ihrer

eigenen Einwohnerzahl die Mindestzahlen für ein Mittelzentrum — allerdings wurde dies
in keinster Weise in die Gewichtung einbezogen.

Die Stadt KARREN hat somit zweithöchste Einwohnerzahl der Unterzentren in ganz

Hessen und deutlich mehr Einwohner als viele Mittelzentren.

Auch wenn die Einwohnerzahl nur eines von mehreren Kriterien zur Bestimmung der

Zentralität ist, und die Bedeutung der Einwohnerzahl auch von der Lage im Raum

abhängig ist, so muss doch deutlich werden, in welchem Verhältnis dieses Kriterium

unter Berücksichtigung der Lage im Raum im Vergleich zu den anderen gewichtet wird,

zumal die Stadt Karben die in der Begründung zu 5.2.2-1 genannten

Voraussetzungen (nicht unter 10.000 Einwohner, in ihrem zentralen Ortsteil

mindestens 7.000 Einwohner, Mittelbereich mindestens 20.000 Einwohner) jeweils

weit übertrifft.

Dies hat das Land aber nicht getan, der Abwägungsvorgang ist daher intransparent;

er leidet an einem erheblichen Abwägungsdefizit (vgl. zu fehlenden

Gewichtungsvorgaben, die zur Annahme eines entsprechenden Abwägungsdefizit im

Rahmen der Aufstellung des LEP Rheinland-Pfalz führten, VG Neustadt, Urt. vom

27.5.2015 — 3 K 359/14.NW — juris RN 63, 64).

Es ist in sich systemwidrig, wenn im Gegensatz zu den anderen Zentralitätskriterien, die

mit jeweils bis zu acht Punkten versehen werden, die Einwohnerzahl der Städte jenseits

der 10.000 -Einwohner -Grenze bzw. der 7.000 -Einwohner -Grenze im zentralen Ortsteil

(im ländlichen Raum 5.000) durch die Vergabe von Punkten nicht weiter differenziert

gewichtet worden ist, obwohl die Anzahl der Einwohner auf das Maß der zentral
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vorzuhaltenden Infrastruktur und die Anziehungswirkung auf das Umland erheblichen

Einfluss hat und die wirtschaftliche Tragfähigkeit des Zentralen Ortes als Mittelzentrum

mit der Einwohnerzahl in unmittelbarem Zusammenhang steht (vgl. OVG des Landes

Sachsen-Anhalt, Urt. vom 15.5.2014 — 2 K 36/12 — juris RN 139). Dies hat man in
Ausnahmefällen beim Land offenbar auch erkannt, wenn z.B. die Stadt Maintal mit noch

nicht einmal der Hälfte der Einwohner im zentralen Ortsteil, welche die Stadt Karben im

zentralen Ortsteil aufweist, dennoch zurecht mit 39.298 Einwohnern als Mittelzentrum

eingestuft wird. Zu berücksichtigen ist zudem, dass zwischenzeitlich zum Zeitpunkt des

Stichtags vom 31.12.2018 mehr Einwohner im zentralen Ortsteil (Hauptort) wohnten als

angegeben.

Es erscheint überdies systemwidrig, wenn hinsichtlich der Bevölkerungszahl für die

Gesamtkommune auf den Stichtag des 31.12.2018 abgestellt wird, bezüglich der

Bevölkerung im zentralen Ortsteil aber auf den Zeitpunkt der Zensuserhebung des

9.Mai 2011. Der zentrale Hauptort bestand zum Zeitpunkt des 31.12.2018 aus vier

Stadtteilen, die in ihren Besiedlungs- bzw. Gewerbeflächen ineinander verschränkt sind;

nämlich Klein-Karben, Groß-Karben, Kloppenheim und Okarben mit insgesamt 15.850

Einwohnern.

Die im Gegensatz zu den anderen Zentralitätskriterien nicht differenzierte Gewichtung

der Einwohnerzahl im Gesamten und im zentralen Ortsteil hat damit ebenso ein

Abwägungsdefizit zur Folge.

• Falsche Einwohnerprognose

Der methodische Ansatz der Prognose der Einwohnerzahl nach Angaben der

Hessenagentur ist gleichermaßen als fehlerhaft zu bewerten. Nach den maßgeblichen

Zahlen des amtlichen Melderegisters waren 22.718 Einwohner mit Hauptwohnsitz am

31.12.2018 in der Stadt Karben gemeldet.

Von 2011 ab bis zum Stichtag des 31.12.2018 hat die Stadt durchschnittlich jährlich ca.

130 Einwohner hinzugewonnen.

Dies bedeutet einen Zuwachs von 4,14 %!
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Die Bevölkerungsprognose der Hessen Agentur für das Jahr 2035 für die Stadt Karben

(22.000 Einwohner) lässt sich mit dem klaren Wachstumstrend hinsichtlich der

Einwohnerzahl in der Stadt Karben nicht vereinbaren (vgl. zur positiven Bevölkerungs-

und Beschäftigungsentwicklung der Stadt Karben im Zeitraum 2012 — 2017 vgl. auch

Regionales Monitoring 2019, Daten und Fakten — Regionalverband FrankfurtRheinMain,
S. 20) .

Zudem hat die Hessen Agentur bei ihrer Bevölkerungsvorausschätzung die umfassende

Ausweisung der Baugebiete im Regionalen Flächennutzungsplan unberücksichtigt

gelassen (Auskunft Herr van den Busch von der Hessen Agentur), was zu einer

Verzerrung der Prognose der Einwohnerzahl führen musste, die allein auf einer

Fortschreibung der Daten aus dem Zensus 2011 basierten.

Gerade in den Neubaugebieten siedeln sich jüngere Familien an, welche die

Entwicklung der prognostizierten Einwohnerzahl positiv beeinflussen. Es wäre nicht

besonders aufwendig gewesen, anhand der regionalplanerischen Mindestdichtewerte

(vgl. 3.2-3 [G] der 3. Änderung des LEP Hessen 2000) und der vorhandenen

Flächenangaben im Regionalen Flächennutzungsplan die Baugebiet zu ermitteln und

bei der Bevölkerungsprognose mit einzubeziehen. Insoweit hat der Planungsträger für

seine Bevölkerungsprognose die zum maßgeblichen Zeitpunkt verfügbaren

Erkenntnisse nicht eingesetzt und die Prognose nicht unter Einbeziehung der für sie

erheblichen Umstände sachgerecht erstellt (vgl. OVG Berlin -Brandenburg, Urt. vom

10.4.2019 OVG 10 A 10.15 — juris RN 107).
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6. Unvollständige Sachverhaltsermittlung und

Abwägungsfehlgewichtungen hinsichtlich der Daten über die Zentralität

und die Zentralörtliche Infrastruktur

6.2. Zentralitätskriterien

6.1.1. Abwägungsfehlgewichtung wegen Außerachtlassen der absoluten

Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten bzw. der sog.

Arbeitsplatzdichte

Ein schwerwiegender Abwäqungsfehler ist darin zu sehen, dass weder die absolute

Anzahl der Arbeitsplätze noch die Arbeitsplatzdichte, also das Verhältnis von

Arbeitsplätzen zur Anzahl der Einwohner, bei der Bestimmung der Mittelzentren von

Bedeutung gewesen ist.

Bei der Aufstellung des LEP Hessen 2000 hatte der Planungsträger diesen Zahlen

noch entscheidende Bedeutung beigemessen. Stattdessen hat der Planungsträger

nunmehr ausschließlich das Verhältnis von Ein- und Auspendlern zur Bestimmung der

Arbeitsplatzzentralität zugrunde gelegt (vgl. Studie Hessenagentur zur empirischen

Überprüfung der Zentralen Orte in Hessen — kurz: Studie Hessenagentur — S. 12); dies
ist abwägungsfehlerhaft. Wenn z.B. eine kleinere Stadt einen etwas größeren

Arbeitgeber vor Ort hat, könnte diese Stadt bereits schnell die Höchstzahl erreichen (8

Punkte), obwohl die absolute Zahl von Arbeitsplätzen in einer andere Stadt erheblich

höher ist und auf das Umland eine erheblich höhere Anziehungskraft ausübt, aufgrund

der höheren Anzahl von Auspendlern dies aber nicht ins Gewicht fällt.

Auch die absolute Beschäftigtenzahl ist zu differenzieren. So hat beispielsweise

Geisenheim gerade einmal 3.275 sozialversicherungspflichtiq Beschäftigten am

Arbeitsort, Karben dagegen mit 7.602 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten.

Die Tatsache dass es in Karben über 4.300 sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze

mehr gibt, findet im Vergleich bei der Beurteilung der Zentralität Berücksichtigung

keinerlei Berücksichtigung.
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Allein durch das Verhältnis von Ein- und Auspendlern wird die Bedeutung des jeweiligen

Arbeitsstandorts für das Umland nur unvollständig abgebildet.

Die Untauglichkeit der Verhältniszahl für die Arbeitsplatzzentralität wird bereits daran

deutlich, dass selbst bei der überwiegenden Anzahl der Mittelzentren die

Arbeitsplatzzentralität mit 0 (!) bewertet worden ist.

Legt man die Arbeitsplatzdichte zugrunde, so hat die Stadt Karben einen erheblich

besseren Wed (7.602/22.127= 0,344) aufzuweisen als die Nachbarstadt Bad Vilbel

(10.254/33.990=0,302), in deren Mittelbereich die Stadt nun erstmalig einbezogen

worden ist.

Der infrastrukturelle Aufwand und damit auch der Kostenaufwand, der für die Stadt

Karben mit der verkehrstechnischen Anbindung der Arbeitsplätze für die Beschäftigten

am Wohnort und für die Einpendler aus dem Umland (Straßen, ÖPNV, Vorhalten von

Parkraum etc.) verbunden ist, wird mit der absoluten Beschäftigtenzahl am Arbeitsort

oder durch die Arbeitsplatzdichte wesentlich signifikanter zum Ausdruck gebracht.

Die fehlende Gewichtung der absoluten Beschäftigtenzahl und der Arbeitsplatzdichte

stellt somit ein Abwägungsdefizit dar (vgl. zur Berücksichtigung der Anzahl der

sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am Arbeitsort und der Beschäftigtendichte

[Beschäftigte je 1.000 Einwohner] bei der Aufstellung des LEP Berlin -Brandenburg OVG

Berlin -Brandenburg, a.a.O., RN 114).
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6.1.2. Abwägungsfehlgewichtung hinsichtlich der Bewertung der

Einzelhandelsbeschäftigten-Zentralität

Die Einzelhandelsbeschäftigten-Zentralität spiegelt nicht die Bedeutung des

Einzelhandels an dem Standort für die Versorgung des Umlands wider. Auf den Erhalt

einer dauerhaften und ausgewogenen Versorgungsstruktur als Ziel der Raumordnung

wird hingewiesen (Ziff. 5.1-1).

Offenkundiq sind auch solche Beschäftiqte in die Bewertunq mit einqeflossen, die

reine Verwaltungsarbeit (1 ! ! ) ausführen und nicht für den Verkauf von Waren und

damit für die spezielle mittelzentrale Versorgung zuständig sind (vgl. z.B. die Bewertung

des Einzelhandels der Stadt Rosbach v.d.H., bei der die Verwaltunqszentrale von

REWE ihren Sitz hat). Diese Verwaltungstätigkeiten in den Einzelhandelsbetrieben

haben für die mittelzentrale Versorgung des Umlandes keine andere Bedeutung als

andere Arbeitsplätze auch, die bereits bei dem Zentralitätsfaktor der allgemeinen

Arbeitsplatzzentralität zu berücksichtigen sind. Für die Frage der Versorgung des

Umlandes wäre im Sinne der Einzelhandelszentralität der Umsatz des Einzelhandels

vor Ort aussagekräftig gewesen (vgl. OVG des Saarlandes, Urt. vom 27.11.2008 — 2 C

120/07 — juris RN 56 und OVG Berlin -Brandenburg, a.a.O., RN 116), ggf. noch die
Angabe der Verkaufsfläche des Einzelhandels oder das Verhältnis von Verkaufsfläche

zur Einwohnerzahl.

Es ist zudem als systemwidrig zu betrachten, wenn der Planungsträger die

Einzelhandelszentralität anhand der Anzahl der im Einzelhandel Beschäftigten

bestimmen, die Zulässigkeit großflächigen Einzelhandels aber auf die Zentralen Orte

(Oberzentren und Mittelzentren) beschränken und von der konkreten Verkaufsfläche

abhängig machen will (vgl. Planziffer 6-1 [Z] bis 6-8 [G] sowie Begründung zu 5.2.2-1

„Großflächige Einzelhandelseinrichtungen" als Versorgungseinrichtungen eines

Mittelzentrums).
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6.1.3. Abwägungsdefizit wegen fehlerhafter Datenermittlung und wegen

Nichtberücksichtigung bei der Bestimmung der Schulzentralität

• Schulzentralität

Gemäß der Studie zur empirischen Überprüfung der Zentralen Orte in Hessen (S. 233)

hat das Land die Schulzentralität im Falle der Stadt Karben mit lediglich 1 Punkt

bewertet — und dies obwohl sich in Karben eine der größten Schulen des gesamten
Wetteraukreises befindet. Städte mit Schulen vergleichbarer Größe erhalten im

Vergleich hierzu sogar 8 Punkte! (s. hierzu unten aufgeführte kritische Erläuterung zur

Berechnungsmethode).

Nach den Berechnungen der Stadt ist diese Bewertung falsch. Zum Stichtag des

31.12.2018 waren 1.198 Einwohner im Alter von 10-15 Jahren in Karben mit dem ersten

Wohnsitz gemeldet. In der Altersgruppe der 16 bis 18 -Jährigen waren zum Stichtag 694

Personen gemeldet. Bei 1018 Schülerinnen und Schüler in der Sekundarstufe 1 der

KSS und 694 Schülerinnen und Schüler in der Sekundarstufe 2 der KSS ergibt dies

unter Anwendung der Formel für die Schulzentralität gemäß der Studie zur empirischen

Überprüfung der Zentralen Orte in Hessen (S. 13) einen Wert von 0,93 und damit 2

Punkte (Studie, S. 14).

Zudem ist die Berechnung in diesem Fall nicht sachgerecht, da zu

Berechnungszeitpunkt die KSS in Karben sich noch im G8 Modus befand und dadurch

eine ganze Jahrgangsstufe weniger hatte als Schulen die sich im G9 befanden. Alleine

dieser Übergang würde der Stadt Karben — unabhängig von der Sinnhaftigkeit dieser

Berechnungsmethode — voraussichtlich 4 Punkte bringen.

Überdies wird die Geeignetheit der Formel zur Bestimmung der Schulzentralität infrage

gestellt: So benachteiligt dieses Berechnungsverfahren grds. alle größeren Städte, denn

eine kleinere Stadt mit wenig eigenen Schüler/innen erhält bei dieser Berechnung (Zahl

der Schüler an der Schule ab 5. Klasse dividiert durch die in der betreffenden Stadt

gemeldeten Einwohner von 10-18 Jahren) ganz leicht die Maximalpunktzahl von 8

Punkten. Während größere Städte alleine schon durch die hohe Zahl der „eigenen"
Schüler einen viel höheren Divisor bekommen und somit nur geringe Chancen auf hohe

Punktzahlen haben.
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Gemäß Planungsziffer 5.3.1.1-1 (Z) ist bei der Schulentwicklungsplanung zu beachten,

dass bei der Anpassung von Schulstandorten an die Bevölkerungsentwicklung die

Schulstandorte in den zentralen Stadt- und Ortsteilen der jeweiligen Zentralitätsstufe

erhalten bleiben und entwickelt werden. Diesem Ziel der Raumordnung würde nicht

entsprochen, wenn der zentrale Schulstandort Karben nicht durch die Ausweisung als

Mittelzentrum in seinem Bestand gesichert und entsprechend des aufgezeigten

Entwicklungspotentials ausgebaut werden könnte.

4, Berufsbildungswerks (BBW) Südhessen

Auch die überregionale Bedeutung des Berufsbildungswerks (BBW) Südhessen in

Karben für Berufsorientierung, Berufsvorbereitung und Ausbildung in mehr als 30

Berufen für ca. 650 Jugendliche aus der gesamten südhessischen Region wird nicht mit

dem notwendigen Gewicht bei der Bewertung der Schulzentralität gewürdigt.

• Fehlerhafte Datenberücksichtigung im Bereich Sport/Kultur

So sind für KARBEN unter „Sport/Kultur" lediglich zwei Punkte für zwei Einrichtungen
vergeben worden. Dies ist aber nicht nachvollziehbar.

Die Sporthalle im Stadtteil Petterweil ist in dem Hallenverzeichnis des Hessischen

Handball -Verbandes e.V. ebenso aufgelistet wie das Hallenbad in der

Sonderauswertung des hessischen Schwimmverbandes. Dies beides ergibt bereits 2

Punkte der möglichen 4 Punkte für Infrastruktur im Bereich Sport/Kultur.

Die Musikschule Bad Vilbel und Karben e.V. ist eine von beiden Städten

gemeinschaftlich getragene und finanzierte Einrichtung. Sie hat ihre Standorte in Bad

Vilbel und Karben, so dass auch insoweit ein Zentralitätspunkt zu vergeben war.
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Die Stadt hat eine umfangreiche Bibliothek mit hauptberuflicher Leitung und 3

Zweigstellen. Insgesamt haben die städtischen Büchereien einen Medienbestand von

39.670 Medien (Stand 31.12.2018). Dies bedeute bei 22.127 Einwohnern 1.793 Medien

auf 1.000 Einwohner. Hierfür hätte die Stadt einen Zentralitätspunkt erhalten müssen

(vgl. Studie Hessenagentur, S. 11).

Die Zentralbibliothek im City -Center nutzten im Jahr 2018 knapp 320 Besucher aus

dem Umland, was einen Anteil von ca. 25 % ausmacht.

Somit hätte die Stadt Karben insgesamt vier Punkte im Bereich Kultur/Sport

erhalten müssen — wieso hier die Hälfte der Punkte nicht gegeben wurde ist nicht
nachvollziehbar.

Völlig unverständlich ist, dass die Auswertungen erfolgten ohne auch nur eine einzige 0)

Rückfrage bei der Stadt, ob denn die Datengrundlage stimmig sei.



- 26 -

6.2. Zentralörtliche Infrastruktur

6.2.1. Abwägungsfehlgewichtung hinsichtlich der Bewertung Kultur/Sport

Problematisch erscheint zunächst, dass die nach der Studie angegebenen

Einrichtungen für den Bereich Kultur/Sport sich offenbar auf ganz wenige Einrichtungen

konzentrieren.

Zu beanstanden ist, dass bestimmte Einrichtungen der zentralörtlichen Infrastruktur,

welche die Planungsbehörde als Zentralitätsmerkmale selbst als bedeutsam eingestuft

hat, offenbar nicht berücksichtigt worden sind.

Zu beanstanden ist ferner, dass bei insgesamt 48 möglichen Punkten, die bei der

Bewertung erreichbar sind, gerade einmal maximal 4 Punkte für sämtliche

kommunale Infrastruktur (Sport — Kultur) vergeben wurden.
Im Vergleich hierzu kann ein einzelner größerer Schulstandort mit bis zu 8 Punkten zu

einer doppelt so hohen Bewertung, wie alle kommunalen lnfrastrukturprojekte in den

Bereichen Kultur und Sport/Freizeit, führen.

• SPORTINFRASTRUKTUR

Es ist völlig unverständlich warum im Bereich Sportinfrastruktur nur maximal 1 Punkt

und dies auch nur für Großsporthallen vergeben wird.

Warum anderen sportlichen Einrichtungen der Stadt Karben, die gleichermaßen

regionale und überregionale Bedeutung aufweisen, wie z.B. die Leichtathletikstadion

mit  Tartanlaufbahn und 2 angrenzenden Sportplätzen und Tribüne und

entsprechender Infrastruktur (100 Parkplätze / 6 Umkleiden / 6 Duschen / Kraftraum

etc.), überhaupt keine Bedeutung bei der Beurteilung der zentralörtlichen Struktur

beigemessen worden ist.

Ebenso führen die neue Skateranlage und Parcours Anlage die überregionale

Bedeutung haben sowie der Wald -Trimm -Pfad mit Nutzern aus allen umliegenden

Kommunen zu keinerlei Berücksichtigung.

Dies ist umso widersprüchlicher als in der Begründung zu 5.2.2-1 zu den

Versorgungseinrichtungen eines Mittelzentrums regional bedeutsame Sportstätten

aufgelistet werden.
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KULTURINFRASTRUKTUR

Sowohl das Karbener Kino (Kino als Versorgungseinrichtung im Bereich Kultur wird

ausdrücklich in der Begründung zu 5.2.2-1 genannt) als auch das Bürgerzentrum und

die Kulturscheune mit überregionalen Veranstaltungen sowie das überregional

bedeutsame Landwirtschafts- und Heimatmuseum im Degenfeldschen Schloss sind

nicht in die Bewertung der zentralörtlichen Infrastruktur mit eingeflossen.
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6.2.2. Abwägungsfehlgewichtung hinsichtlich der fehlenden Bewertung sozialer

Einrichtungen

Ein weiterer Abwägungsfehler des Landes besteht darin, dass es bei der Beurteilung

der Zentralität zentrale soziale Einrichtungen, die in Karben ansässig sind und das

Umland mitversorgen, nicht berücksichtigt (zum Grundsatz der Bündelung sozialer

Infrastruktur in Zentralen Orten vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 2 ROG).

So ist der ASB mit seinem ärztlichen Rettungsdienst und der erforderlichen

Notarztversorgung für den Wetteraukreis in der Zentrale in Karben angesiedelt.

Sowohl der ASB als auch die Johanniter haben in Karben größere stationäre

Altenpflegeeinrichtungen für pflegebedürftige und auch demente Menschen (80

Betten bzw. 105 Einzelzimmer und 13 Stiftswohnungen), die auch betroffene Personen

aus dem Umland aufnehmen (vgl. Planziffer 5.3.2.3-1 [G] und Begründung zu 5.3.2.3).

Das Angebot des ASB für das betreute Wohnen Zuhause wird gleichfalls vom

Standort Karben zentral aus für die Kommunen Karben, Bad Vilbel, Nidderau, Schöneck

und Niederdorfelden gesteuert und koordiniert.

In Karben befinden sich zudem sowohl die zentrale Fachberatungsstelle des ASB für

das Leben im Alter über den Bereich von Karben hinaus auch für den Wetteraukreis.

Die von den Städten Karben und Stadt Bad Vilbel gemeinsam finanzierte

Drogenberatung mit Büros in Karben und Bad Vilbel wurde ebenso nicht

berücksichtigt, obwohl hier auch Bürger/innen aus benachbarten Kommunen betreut

werden.

In Karben befindet sich ein vereinsgetragenes und von der Stadt und dem Land Hessen

gefördertes Familienzentrum welches nicht nur den Bedarf in Karben, sondern auch in

umliegenden Kommunen mitversorgt.

All diese zentralen sozialen Beratungsstellen blieben bei der Beurteilung der Zentralität

unberücksichtigt, obgleich in der Begründung zu 5.2.2-1 die sozialen Beratungsstellen

als Versorgungseinrichtungen eines Mittelzentrums ausdrücklich genannt sind.
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7. Fehlende Berücksichtigung der finanziellen Folgen einer Einstufung als

Mittelzentrum auf den Finanzausgleich

Der Grundsatz der Gleichbehandlung der Kommunen ist für das

Finanzausgleichssystem in Art. 137 Abs. 5 HV verankert.

Gemäß dem Hessischen Finanzausgleichsgesetz hat das Zentrale -Orte -System

konkrete Auswirkungen auf den kommunalen Finanzausgleich (vgl. § 3 Abs. 4 FAG

sowie § 19 Nr. 3 i.V. mit § 7 Abs. 3 Nr. 3 Buchst. c HFAG).

Aus dem Entwurf des LEP Hessen 2020 geht nicht hervor, dass der Planungsträger

die finanziellen Auswirkungen des Zentrale -Ort -Systems auf den kommunalen

Finanzausgleich der Kommunen konkret berücksichtigt hätte

Darin liegt ein Abwägungsfehler (vgl. VG Neustadt, Urt. vom 27.5.2015 — 3 K
359/14.NW — juris RN 81 ff.).

Abgesehen davon, dass die Stadt Karben nach den aufgestellten Zentralitätskriterien

hätte besser bewertet werden müssen, gibt es verschiedene Kommunen, die entweder

in der Summe der zentralörtlichen Infrastruktur und Zentralität und/oder hinsichtlich der

Einwohnerzahl und der Anzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigter teils

erheblich hinter der Stadt Karben liegen (z.B. Bürstadt, Lorsch, Griesheim, Pfungstadt,

Bad Orb, Bad Soden Salmünster, Hochheim am Main, Eltville, Geisenheim).

Es ist nicht erkennbar, wie der Planungsträger die unterschiedlichen Zentralitätskriterien

bezüglich der finanziellen Auswirkungen auf die jeweilige Kommune gewichtet hat.

Dadurch hat er das kommunale Gleichbehandlungsgebot verletzt.
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8. Fazit und zusammenfassende Kritik

Bereits bei der Aufstellung des Landesentwicklungsplans Hessen 2000 vor 20

Jahren hat das Land die Stadt Karben als „zentralörtlichen Grenzfall" eingestuft
(vgl. Hess. VGH, Urt. vom 14. Juli 2004 — 4 N 28/03 — UA, S. 14, nicht veröffentlicht).

Aufgrund dynamischer Weiterentwicklungen im Bereich der Einwohner- und

Beschäftigtenzahl, der zentralen Einzelhandelsentwicklung im zentralen Ortsteil

entsprechend der Baugebietsausweisungen im Regionalen Flächennutzungsplan und

in den städtischen Bebauungsplänen sowie aufgrund des Ausbau der infrastrukturellen

Einrichtungen hat die Stadt Karben gerade auch im Vergleich zu vielen anderen

Städten längst die Grenze zur Zentralörtlichkeit überschritten. Hierzu wird

ergänzend auch noch einmal grundsätzlich Bezug genommen auf die bereits mit

Schreiben vom 16.06.2017 sowie 02.04.2015 dargelegten Argumente und Daten, die

sich teils binnen nur weniger Jahre weiter zugunsten der Zentralitätsentwicklung der

Stadt Karben verbessert haben (z.B. Zunahme der Arbeitsplatzdichte zum 31.12.2012

von 329 Arbeitsplätze je 1.000 Einwohner zum 30.06.2018 auf 344 Arbeitsplätze je

1.000 Einwohner).

Insgesamt ist an dem Entwurf zum LEP Hessen 2020 zu beanstanden, dass die in der

Begründung zu 5.2.2-1 aufgelisteten Zentralitätskriterien und mittelzentralen

Versorgungseinrichtungen nicht umfassend berücksichtigt worden sind und die

Gewichtungen — insbesondere bezüglich der Einwohnerzahl, der Arbeitszentralität und
der Entwicklungspotentiale aufgrund der Lage im Raum — intransparent bleiben.

Bei ordnungsgemäßer Abwägung der zentralörtlichen Belange würde die Stadt Karben

als Mittelzentrum einzuordnen sein.

Es wird daher der Anträg gestellt, die Stadt Karben unter der Planziffer 5.2.2-8 (Z)

als polyzentrales Mittelzentrum im Verbandsgebiet des Regionalverbandes

FrankfurtRheinMain (VG) oder alternativ unter der Planziffer 5.2.2-7 (Z) als

Mittelzentrum in Kooperation im Verdichtungsraum (VII)1 festzulegen.

Mit freundlichen Grüßen

Guido/Rahn

Büibermeister

II. Kopie und per E-Mail
52, Hr. Heuer

Ill. Kopie z.d.A. 1.0/612.61

IV. FBL 5, Hr. Heinzel z.K. und z.d.A.
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Anlage:

Ergänzung zur Stellungnahme der Stadt Karben zum LEP 2020
Hier: Ergänzungen zum ÖPNV

• Zentraler Verknüpfungs- und Kreuzungspunkt

In Karben besteht eine vielfältige Verflechtung ins weitere Umland im Bereich aller
Verkehrsträger. Karben ist der Verknüpfungs- und Kreuzungspunkt der B 3 (Nord -Süd-
Achse) mit den hoch frequentierten und raumbedeutsamen Landesstraßen 3205
(Südost -West -Achse) und 3351 in Verknüpfung mit der K246 (Nordost -Achse). Neben
der S-Bahn in Nord -Südachsen bestehen mit dem straßengebundenen ÖPNV weitere
Verflechtungen in das Umland.

Die regionale Schnellbuslinie x27 (RMV) verbindet auf der Ost-West-Achse Karben mit
Nidderau, Bad Homburg, Oberursel und Königstein.
Die Buslinie FB 72 (VGO) verbindet Karben mit den Ortsteilen Niddatals und
Friedbergs.
Die Linie FB 73 (VGO) verbindet Karben mit den Ortsteilen Rosbach v. d. H. und zwar
im schulrelevanten Verkehr.
Fünf Buslinien in der Stadt Karben laufen am Bahnhof Groß-Karben zusammen und
stellen den vertakteten Übergang zwischen einander und insbesondere zur 5 -Bahnlinie
6.
Die S6 verkehrt an Werktagen viermal je Stunde und Richtung zwischen Groß-Karben
und Frankfurt. In Richtung Friedberg verkehrt sie im 30 -Minuten -Takt, ergänzt durch die
stündlichen Fahrten der Buslinie FB 72 zwischen Bahnhof Groß-Karben und Friedberg.

Des Weiteren bestehen am Bahnhof Groß-Karben 350 P+R-Plätze sowie 450
Fahrradabstellanlagen und —boxen, die eine intermodale Verknüpfung aller
Verkehrsträger gewährleisten. Nicht unerwähnt darf die Vernetzung Karbens mit dem
Umland im Radverkehr bleiben.

Neben den Regionalparkrouten Niddaroute und Rundroute verläuft auch der
Hessische Fernradweg R4 durch Karben.
Karben hat in den vergangenen Jahren der Steigerung des Alltagsverkehrs im
Radverkehr Rechnung getragen und die Radwegeverbindungen in alien seinen
Nachbarstädten attraktiv ausgebaut, so z. B. nach Nidderau, nach Niddatal, nach
VVöllstadt (über R4 / Niddaroute), nach Rosbach (wird in diesem Jahr von Hessen Mobil
ausgebaut), nach Friedrichsdorf (über Rundroute), nach Bad Homburg, nach Frankfurt
(über Nieder -Erlenbach) und nach Bad Vilbel.

Auch hierin wird die umfassende Vernetzung Karbens mit dem Umland deutlich.
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• Punktevergabe für den ÖPNV

Nicht nachvollziehbar ist auch die Bewertung und Punktevergabe im Bereich des
Öffentlichen Nahverkehrs.
Bei der Bewertung der Bahnhaltepunkte wird die Berücksichtigung der
Bahnhofsfunktion und Frequentierung völlig außer Acht gelassen. Die Vergabe von 0
Punkten (ohne Bahnhaltepunkt), 1 Punkt (bei 1 bis 2 Haltepunkten) und 2 Punkten ab 3
Haltepunkten ist für eine zentralörtliche Bewertung der Erschließung durch den
Regionalverkehr überhaupt nicht aussagekräftig. So erhält z. B Reichelsheim/VVetterau
2 Punkte, da es drei RB-Haltepunkte hat (Beienheim, Weckesheim, Reichelsheim). Dies
sind reine Erschließungshaltepunkte für die genannten Ortschaften ohne
Verknüpfungsfunktion und mit einer geringen Fahrgastfrequenz aufgrund
dünnbesiedelter Ortschaften. Groß-Karben dagegen hat eine intermodale
Verknüpfungsfunktion zu alien anderen Verkehrsträgern, zum lokalen wie auch
regionalen ÖPNV, zum MIV und Radverkehr und liegt mitten im verdichteten, zentralen
Ortsteil. Dies wird in der Punktebewertung zur Beurteilung der zentralörtlichen
Infrastruktur in überhaupt keiner Weise berücksichtigt und stellt einen groben
Bewertungs- und Abwägungsmangel dar„,

Auch bei der Bewertung der Erschließungsgualität liegen Abwägungsmängel vor.
Die Bewertung sieht lediglich die Anzahl der Haltestellen je 1000 Einwohner vor, ohne
die Bevölkerungsdichte im Einzugsbereich der Haltestellen zu betrachten. Haltestellen
werden nach einem bestimmten Abstand zueinander festgelegt. Der fußläufige
Einzugsbereich sollte rund 400 m beim Busverkehr betragen. Liegt in diesem
Einzugsbereich eine höhe Bevölkerungs-Dichte vor, werden mit dem ÖPNV bei gleicher
Anzahl von Haltestellen wesentlich mehr Menschen erreicht als in dünnbesiedelten
Gebieten. Das bedeutet, dass Städte in verdichteten Gebieten schlechter bewertet
werden, als Gemeinden mit vielen Ortsteilen und dünner Dichte. Die
Bevölkerungsdichte muss in die Beurteilung der Erschließungsqualität Einfluss haben.
Nicht nachvollziehbar und transparent dargestellt ist dabei auch die Festlegung des
Grenzwerts von 2,42. Wie wurde dieser ermittelt, warum wurde er so festgelegt?

Auch bei der Bewertung der Bedienqualität wurde nicht differenzierter bewertet. Auch
hier stellt sich die Frage, wie und warum wurde der Grenzwert von 122,41 festgelegt?
Es ist zwar nachvollziehbar, dass bei einem höheren Fahrtenangebots je 1000
Einwohner die Bedienung besser bewertet wird. Aber auch hier müssen die
Bevölkerungsdichte oder zumindest die Fahrgastzahlen (abrufbar über die
Verkehrsverbände, die regelmäßig zur Aufteilung der Fahrpreiseinnahmen erhoben
werden) mit berücksichtigt werden. Es ist ein unterschiedlicher Aufwand, 22.000
Einwohner mit einem 30 -Minuten -Takt zu bedienen, als 11.000 Einwohner im 60-
Minuten -Takt. Beide Kommunen werden gleich bewertet. Die Einteilung in 0 oder 1
Punkt wird der Bewertung der Bedienqualität nicht gerecht und ist wesentlich
umfangreicher zu staffeln.



Stadt Karben
Erfassungsbeleg für Bestellungen/Aufträge

1Fachbereich/Fachdienst: I/S2

1Datum: 03.09.2021
1Bearbeiter/in: Herr Heuer
 

1Kostenstelle:

1Kostenträger      
Produkt: 1Investitions-Nr.:

1
Sachkonto: 3Bestellnummer:

1Betrag: 29.155,00 Kreditorennummer:
(wenn bekannt)

2Lieferant: Eiding Rechtsanwälte

2Zusatzfeld:

2Branche: Rechtsanwälte

2Strasse :

2PLZ:

2Ort:

2Bank: wird nachgereicht

2Bankleitzahl: 2Kontonummer:

1Kurzbeschreibung der Maßnahme/n:

Rechtliche Vertretung der Stadt bei einem Normenkontrollverfahren gegen den LEP 2020 des Landes Hessen

4Magistratsbeschluss vom: 4Vorlagen-Nummer:

3Buchungsdatum: 3Belegdatum:

3Buchung auf HH-Rest: J/N

Gewerke:

Datum/Unterschriften

21.07.2022

gez Böing
Leitung Organisationseinheit Buchhaltung

Bemerkungen:
1 Pflichtfeld
2 Pflichtfeld, wenn Kreditor-Nr. (FAD) nicht bekannt
3 wird von Buchhaltung ausgefüllt
4 wird vom Sitzungsdienst ausgefüllt

TOP Ö  9TOP Ö  9





  Seite 1 von 2 
 

Karben, 01.09.2022 
 

Federführung: Fachbereich 6 Stadtpolizei, Brand- 
und Katastrophenschutz 

Vorlagen-Nummer: 
FB 6/580/2021-2026 

AZ.: I/6/131.40 

Bearbeiter: Manuel Peña Bermúdez 

Verfasser    

 
 

Beratungsfolge Termin  

Magistrat   
Haupt- und Finanzausschuss 21.09.2022  
Stadtverordnetenversammlung 23.09.2022  

 
 
 
Gegenstand der Vorlage 
Überlassung des LF 16/12 an die Stadt Reichelsheim zur 
Sicherstellung des kommunalen Brandschutzes;  
Öffentlich-Rechtliche Vereinbarung 
 
Beschluss: 
 
Die Öffentlich-Rechtliche Vereinbarung zur Überlassung des LF 16/12 an die Stadt 
Reichelsheim zur Sicherstellung des kommunalen Brandschutzes wird beschlossen. 
 
 
Sachverhalt: 
 
Die Stadt Reichelsheim hat ein neues Löschfahrzeug bestellt, welches allerdings erst 
Ende des Jahres geliefert wird. Zur Sicherstellung des kommunalen Brandschutzes 
überlässt die Stadt Karben das LF 16/12 an die Stadt Reichelsheim. 
 
Die Freiwillige Feuerwehr Mitte erhält ein neues HLF 20. Dafür sollte das LF 16/12 
außer Dienst gestellt werden. Mit Genehmigung vom Hessischen Ministerium des 
Inneren und für Sport darf das LF 16/12 weiter genutzt werden, um es der Stadt 
Reicheslheim zu überlassen, bis das neue Löschfahrzeug eingetroffen ist. 
 
 
Finanzierung:  
 
Finanzielle Auswirkungen: -500,00 € 
 

HH 2022 -35.000,00 € Produkt: 025000 

Bisher 
angeordnet 
und beauftragt 

-7.030,00 € Kostenstelle: 
Sachkonto: 

302020 
5488000 

Noch 
verfügbar 

-27.970,00 € I-Nr  

 

Sofern der Planansatz überschritten wird, ist unter Sachverhalt bzw. Begründung ein 
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Deckungsvorschlag anzugeben 

Bei Aufträgen ab 10.000 € ist das Formular “Erfassung Bestellungen / Aufträge” 
beizulegen (gilt nicht für Eigenbetriebe). 

Bei Aufträgen ab 50.000 € ist das Formular „Folgekostenberechnung“ beizulegen. 

 
Darstellung der Folgekosten: 
 
 
 
Anlagenverzeichnis: 
 
 
 
 
 



Öffentlich-Rechtliche Vereinbarung zur Überlassung des LF 16/12 an die 
Stadt Reichelsheim zur Sicherstellung des kommunalen Brandschutzes 

 
 
 

§ 1 
 

Die Stadt Karben stellt der Stadt Reichelsheim das LF 16/12 (amtliches  
Kennzeichen FB-3588) zur Sicherstellung des Brandschutzes zur Verfügung, bis das 
im Zulauf befindliche Neufahrzeug der Stadt Reichelsheim genutzt werden kann 
(voraussichtlich Ende 2022). 
 
 

§ 2 
 

Die Stadt Karben erhält für die Überlassung eine einmalige Aufwandspauschale  
in Höhe von 500,- € insbesondere  zum Ausgleich der weiterhin durch die Stadt 
Karben zu bezahlenden Versicherungsbeiträge. 
Weitere Betriebs- und Instandhaltungskosten während der Nutzung durch die Stadt 
Reichelsheim gehen zu Lasten der Stadt Reichelsheim 
 

§ 3 
  
Das Fahrzeug ist weiterhin auf die Stadt Karben angemeldet und über diese 
versichert.  
Etwaige Schäden werden der Schadenquote der Stadt Karben angerechnet und 
können im Ernstfall zur Minderung oder zum Komplettverlust des 
Schadenquotenrabattes führen.  
Dieser Rabattverlust wäre dann durch die Stadt Reichelsheim zu erstatten. 
 
Der Zustand des Fahrzeuges ist in einer Fotodokumentation festzuhalten. 
 
 

§ 4 
 

(1) Die Vereinbarung wird für die Zeit der Überlassung abgeschlossen. Sobald das  
     Neufahrzeug eingetroffen ist und das Fahrzeug im vergleichbaren Zustand wie  
     zum Zeitpunkt der Überlassung zurückgegeben wurde, erlischt diese  
     Vereinbarung. Spätestens am 31.12.2022 erlischt die Vereinbarung. 
 
(2) Die Vereinbarung kann jederzeit im beiderseitigen Einvernehmen aufgelöst   
      werden. 
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§ 5 
 

Diese Vereinbarung tritt rückwirkend zum 01.09.2022 in Kraft. 
 

 

Karben, den XX.XX.XXXX 

Der Magistrat der Stadt Karben 

 

 

 

Guido Rahn       Heike Liebel 
Bürgermeister      Erste Stadträtin 

 

 

Reichelsheim, den XX.XX.XXXX 

Der Magistrat der Stadt Reichelsheim 

 

 

Lena Herget-Umsonst     Jörg E. Heinzig 
Bürgermeisterin      Erster Stadtrat 
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